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Laien ausgebracht werden durften. Dies gilt unabhängig von 
der Klassifizierung der Verpackungsverordnung in schadstoff-
frei und schadstoffhaltig. Spuren dieser Stoffe finden sich <1uf-
grund von Migration noch in den Wandungen der Verpackun-
gen. Die Behälter sind folglich kein „normaler" Hausmüll. 
Für die ordnungsgemäße stoffliche Verwertung von Pflanzen-
schutzmittel-Verpackungen ist es grundlegende Vorausset-
zung, dass sie restentleert und gespült sind. Deshalb ist das 
Spülen auch ein Teil der „Guten landwirtschaftlichen Praxis" 
i. S. v. § 2 a Abs. 2 Pflanzenschutzgesetz i. V. m. der Bekannt-
machung der Grundsätze für die Durchführung der guten fach-
lichen Praxis im Pflanzenschutz vom 30. 9. 19987). Die Sau-
berkeit ist vor der Einbringung in das System zwingend zu 
prüfen, was ein verbrauchernahes duales System nicht leisten 
kann. 
Ohne Kontrolle besteht die große Gefahr von Fehlwürfen, d. h. 
die Einbringung von ungespülten bzw. nicht vollständig ent-
leerten Verpackungen in ein System. Die damit einhergehende 
Systemunverträglichkeit würde hohe Kosten wegen der erfor-
derlichen Sonderabfallbeseitigung verursachen. Die Folge 
wäre, dass die gemäß Anhang I der Verpack V einzuhaltenden 
Quoten gefährdet wären. 
Ein eigenständiges duales System für Pflanzenschutzmittel-
Verpackungen des agrargewerblichen Bereichs wäre nicht fi-
nanzierbar. 
Eine Interpretation des Wortlauts von § 6 Abs. ! letzter Satz Ver-
pack V dahingehend, dass bei der fehlenden Möglichkeit der Be-
teiligung an einem dualen System nur die Verwertungsanforde-
rungen nach Nummer l des Anhangs I entfallen und die sons-
tigen Pflichten des § 6 Abs. 1 Verpack V bestehen bleiben, ver-
stieße gegen den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Dieser be-
sagt, Maßnahmen müssen nicht nur geeignet und erforderlich, 
sondern auch angemessen sein. Die permanente Rücknahme der 
Verpackungen am Ort der tatsächlichen Übergabe oder in dessen 
unmittelbarer Nähe und zudem noch die Erstellung eines forma-
len sowie aufwendigen Mengenstromnachweises wären im Hin-
blick auf die zu erwartende Verpackungsmenge unangemessen. 
Der Gesetzgeber wollte auch mit der Verpackungsverordnung 
praktikable Branchensysteme nicht verhindern. Dafür spricht der 
Wortlaut des§ 1 S. l VerpackV. Es wird als abfallwirtschaftliches 
Ziel hervorgehoben, die Verpackungsverordnung bezwecke, die 
Auswirkungen von Abfällen aus Verpackungen auf die Umwelt 
zu vermeiden oder zu verringern. Dieses abfallwirtschaftliche 
Ziel erfüllt PAMIRA. PAMIRA führt die gesammelten Ver-
packungen einer Verwertung im Inland zu. Die Dokumentation 
der Ergebnisse seiner Tätigkeit wird jährlich von einem Wirt-
schaftsprüfer testiert. 
Dies bedeutet für PAMIRA: 
Verpflichtung zur Erfüllung der Verwertungsanforderungen 
von§§ 4 Abs. 2 und 7 Abs. 2 Verpack V, d. h. (stoffliche) Ver-
wertung für sämtliche Verkaufsverpackungen von Pflanzen-
schutzmitteln des agrargewerblichen Bereichs, soweit dies 
technisch möglich und wirtschaftlich zumutbar ist. 
Keine Verpflichtung zur Einrichtung zweier voneinander ge-
trennter Entsorgungswege für agrargewerbliche Pflanzen-
schutzmittel-Verpackungen, d. h. kostenoptimale Sammlung 
und Verwertung sowie Vereinfachung für den Landwirt. 
Keine Verpflichtung zur Elfüllung der Anforderungen des An-
hangs I Nr. 1 Verpack V, d. h. keine Pflicht zur Erfüllung von 
Sammel- und Verwertungsquoten. 
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Keine Verpflichtung zur Elfüllung der Anforderungen des An-
hangs I Nr. 2 Verpack V, d. h. keine Pflicht zur Vorlage eines 
formalisierten und umfangreichen Nachweises über die Erfül-
lung von Rücknahme- und Verwertungsanforderungen. 
Verpflichtung zur Schaffung unentgeltlicher Rückgabemög-
lichkeiten. 
Verpflichtung zur Einrichtung von Sammelstellen in zumut-
baren Entfernungen. 
Keine Verpflichtung zu permanenten Sammlungen, d. h. sach-
dienliche Ausrichtung der Sammeltermine an den Sammel-
stellen nach den saisonalen Anwendungszeitpunkten für 
Pflanzenschutzmittel. 
Fazit 
PAMIRA ist ein praktikables und zukunftsorientiertes Modell 
zur sicheren Rückführung und Verwertung von Pflanzenschutz-
Verpackungen des agrargewerblichen Bereichs. Als Branchen-
lösung stellt das „geschlossene" System die sicherste und kosten-
optimale Lösung dar. In einigen EU-Mitgliedstaaten haben sich 
inzwischen in Anlehnung an die Elfahrungen in Deutschland 
ähnliche Systeme etabliert oder befinden sich im Aufbau, so in 
Frankreich, Belgien, Spanien und Italien. Es ist zu wünschen, 
dass sich PAMIRA entsprechend den Bedürfnissen in der Land-
wirtschaft fortentwickeln kann. Das Rücknahmesystem ist dabei 
insbesondere auf die Akzeptanz in der Landwirtschaft angewie-
sen. 
Zur Veröffentlichung angenommen: 22. Januar 2001 
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MITTEILUNGEN 
Das zukünftige europäische Lebensmittel-
recht 
Nach ihrer Ankündigung im Weißbuch zur Lebensmittelsicher-
heit (KOM (1999) 719 endg., 12. Januar 2000) hat die Euro-
päische Kommission am 8. November 2000 eine Verordnung des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung der all-
gemeinen Grundsätze und Erfordernisse des Lebensmittelrechts, 
zur Einrichtung der Europäischen Lebensmittelbehörde und zur 
Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit vorgelegt 
(KOM (2000) 716 endg.). Das Vorsorgeprinzip, das im Februar 
von der Kommission vorgestellt wurde, ist in dem vorliegenden 
Entwurf integriert. Im Folgenden soll ein kurzer Überblick über 
den Verordnungsentwurf gegeben werden. 
Der Vorschlag der Kommission gliedert sich in fünf Titel mit 
insgesamt 66 Artikeln. Die fünf Titel befassen sich mit 
• Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen 
• Allgemeines Lebensmittelrecht 
• Europäische Lebensmittelbehörde 
• Schnellwarnsystem, Krisenmanagement und Notfälle 
• Verfahren und Schlussbestimmungen 
Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen 
Die nachfolgend aufgeführten Ziele werden mit der Verordnung 
angestrebt: 
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• Das Lebensmittelrecht soll für ein hohes Gesundheitsschutz-
niveau sorgen. 
• Das reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes für siche-
re Lebens- und Futtermittel soll sichergestellt werden. 
• Klare Beg1iffsbestimmungen (einschließlich der Definition 
des Lebensmittelbegriffs) sollen zur Verbesserung der Konsis-
tenz und Rechtssicherheit beitragen. 
Lebensmittel werden in Artikel 2 folgendermaßen definiert: 
„Lebensmittelrechtlich sind Lebens- oder Nahrungsmittel alle 
Stoffe oder Erzeugnisse, die dazu bestimmt sind oder von denen 
erwartet werden kann, in verarbeitetem, teilweise verarbeitetem 
oder unverarbeitetem Zustand von Menschen aufgenommen zu 
werden." 
Zu den Lebensmitteln sind auch Wasser, Getränke, Kaugummi 
und alle Stoffe, die dem Lebensmittel bei seiner Herstellung oder 
Ver- oder Bearbeitung absichtlich zugesetzt werden, zu zählen 
(Art. 2 Abs. 2). Auch wird aufgeführt, dass Futtermittel, lebende 
Tiere, falls sie nicht für den menschlichen Verzehr zubereitet, 
verpackt und/oder tafelfertig gemacht werden ( d. h., dass z.B. 
Austern zu den Lebensmitteln gehören), Pflanzen vor dem Ern-
ten, Arzneimittel, kosmetische Mittel, Tabak und Tabakerzeug-
nisse und Betäubungsmittel und psychotrope Stoffe nicht zu den 
Lebensmitteln gerechnet werden (Art. 2 Abs. 3). Diese Klar-
stellungen sind auch für die spätere Abgrenzung von anderen 
Rechtsbereichen notwendig. 
Durch weitere Begriffsbestimmungen (Art. 3) wird aber auch 
deutlich, wie weit der Begriff Lebensmittel letztendlich reicht. 
So werden Futtermittel, wenn sie dazu bestimmt sind, an Tiere, 
die der Nahrungsgewinnung dienen, verfüttert zu werden, von 
den Regelungen dieser Verordnung erfasst. Die Regelungen rei-
chen letztendlich von der Primärproduktion (z.B. Landwirt-
schaft, Fischerei) bis zur Verteilung an den Endverbraucher (z.B. 
Läden, Restaurants). 
Allgemeines Lebensmittelrecht 
Die durch das Lebensmittelrecht verfolgten allgemeinen Ziele 
sind in Artikel 5 definiert: 
„Das Lebensmittelrecht verfolgt eines oder mehrere der allge-
meinen Ziele des Schutzes des Lebens, der Gesundheit oder der 
Sicherheit des Menschen, des Schutzes der Verbraucherinteres-
sen sowie andere geeignete Ziele einschließlich Umweltschutz, 
Schutz der Gesundheit und des Lebens von Tieren und ihre art-
gerechte Haltung sowie Schutz von Gesundheit und Leben der 
Pflanzen." 
Diese Ziele sollen durch die dargestellten Anforderungen er-
reicht werden: 
• Grundanforderung an das Lebensmittelrecht ist eine quali-
fizierte, transparente und unabhängige wissenschaftliche Be-
ratung unter Berücksichtigung der drei miteinander verbun-
denen Einzelschritte der Risikoanalyse: Risikobewertung, 
Risikomanagement und Risikokommunikation. 
• Die Anwendung des Vorsorgeprinzips zur Erarbeitung vorläu-
figer Maßnahmen dort, wo ein unvertretbares Gesundheits-
risiko festgestellt worden ist, aber weitere wissenschaftliche 
Daten benötigt werden, um zu einer umfassenden Bewertung 
des Gesundheitsrisikos zu kommen. 
• Schutz der Verbraucher vor Täuschung und Anspruch auf Zu-
gang zu präzisen Informationen. 
• Rückverfolgbarkeit von Lebens- und Futtermitteln, von In-
haltsstoffen und von der Nahrungsgewinnung dienenden Tie-
ren. 
• Die Hauptverantwortung für sichere Lebens- und Futtermittel 
tragen die Lebensmittel- bzw. Futtermittelunternehmen. 
• Die Mitgliedstaaten sind für die Durchsetzung des Lebens-
mittelrechts verantwortlich. 
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• Es muss gewährleistet sein, dass nur sichere Lebens- und Fut-
termittel in den Verkehr gelangen. 
• Anerkennung der internationalen Verpflichtungen der Ge-
meinschaft insbesondere beim Handel. 
• Transparenz bei der Entwicklung des Lebensmittelrechts und 
beim Zugang zur Information in diesem Zusammenhang. 
• Verantwortlichkeit der Futtermittelbetriebe, soweit deren Pro-
dukte oder Aktivitäten sich negativ auf die Lebensmittel-
sicherheit auswirken können. 
Einige Punkte sollen noch einmal näher beleuchtet werden. Der 
Schutz der Gesundheit ist unmittelbar mit der Bewertung von 
Risiken verbunden. Die Risikobewertung soll transparent ge-
macht werden, wobei Unabhängigkeit und Objektivität anzu-
streben sind. Auch soll die Risikobewertung auf dem neuesten 
wissenschaftlichen Kenntnis~tand beruhen. 
Den Rahmen, welche Risiken zu akzeptieren sind, gibt der Ar-
tikel 12 vor: „Es dfüfen nur Lebensmittel in Verkehr gebracht 
werden, die unter den normalen und vernünftigerweise vorher-
sehbaren Bedingungen ihres Verzehrs sicher sind. 
Lebensmittel gelten als unsicher, wenn sie 
potentiell gesundheitsschädlich sind, 
- zum Verzehr durch den Menschen untauglich oder kontami-
niert sind." 
Niemand wird beispielsweise den Verzehr von Kartoffeln unter-
sagen, da vernünftigerweise die unterirdischen Knollen und nicht 
die oberirdischen Beeren verzehrt werden. Andererseits werden 
eine Reihe von Stoffen nicht auf Lebensmitteln vorhanden sein 
dürfen, wenn ihr Risikopotential nicht durch entsprechende Un-
tersuchungen abgeklärt ist und wenn keine Höchstmengen o. ä. 
festgelegt sind. 
Die Anforderungen, die für die Erzeugung von Lebensmitteln 
innerhalb der Gemeinschaft gelten, werden auch an ein- bzw. 
ausgeführte Lebensmittel und Futtermittel gestellt. Damit wird 
die Tatsache berücksichtigt, dass die Gemeinschaft weltweit der 
größte Importeur und Exporteur von Lebensmitteln ist und der 
Handel mit Ländern rund um den Globus eine immer größere 
Vielfalt von Lebensmitteln umfasst. 
Europäische Lebensmittelbehörde 
Der Auftrag der Europäischen Lebensmittelbehörde wird 111 
Artikel 21 dargelegt. Er umfasst: 
1. Beiträge 
• zum Schutz von menschlichem Leben und menschlicher Ge-
sundheit, 
• zur Tiergesundheit und zum Tierschutz, 
• zum Schutz von pflanzlichem Leben, 
• zum Umweltschutz 
• zum Gesundheitsschutz für Arbeitnehmer 
2. Erleichterung des Funktionierens des Binnenmarktes durch 
die Schaffung eines einheitlichen und kohärenten Systems zur 
wissenschaftlichen und technischen Unterstützung für die Recht-
setzung und Politik der Gemeinschaft 
3. Bereitstellung unabhängiger Informationen und Risikokom-
munikation 
• in allen Bereichen, die sich direkt oder indirekt auf die Le-
bensmittelsicherheit auswirken, 
• in den Bereichen Tiergesundheit, Tierschutz und Pflanzen-
gesundheit, 
• im Bereich der Ernährung, 
• in allen Fragen, die sich auf genetisch veränderte Organismen 
im Sinne der Richtlinie 90/220/EG beziehen. Im Falle gene-
tisch veränderter Organismen, bei denen es sich nicht um Le-
bens- oder Futtermittel handelt, beschränkt sich der Auftrag 
der Behörde auf die Erstellung wissenschaftlicher Gutachten. 
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4. Betrieb des Schnellwarnsystems für Lebens- und Futtermittel. 
Die Europäische Lebensmittelbehörde wird diesem Auftrag u. a. 
durch Erstellung von wissenschaftlichen Gutachten, Datenerhe-
bung und -analyse und Vergabe eigener Forschungsarbeiten 
gerecht. Dabei ist sie aufgefordert, mit den Behörden und For-
schungseinrichtungen der EU und den Mitgliedstaaten zusam-
menzuarbeiten. Allerdings bleiben die Aufgaben der Euro-
päischen Agentur für die Beurteilung von Arzneimitteln (EMEA) 
unberührt. 
Die Behörde wird von einem Geschäftsführenden Direktor als 
gesetzlichem Vertreter geleitet. Ihm untersteht das für die Be-
wältigung der Aufgaben und die Unterstützung des Verwaltungs-
rates, des Beirates, des Wissenschaftlichen Ausschusses und der 
Wissenschaftlichen Gremien benötigte Personal. 
Der Verwaltungsrat stellt sicher, dass die Behörde die ihr zu-
gewiesenen Aufgaben wahrnimmt und ihren Auftrag erfüllt. Er 
besteht aus 16 Mitgliedern. Vier Vertreter werden vom Minister-
rat ernannt, vier Vertreter vom Europäischen Parlament benannt, 
4 Vertreter entsendet die Kommission und vier Vertreter der Ver-
braucher und der Industrie werden von der Kommission benannt. 
Die Amtszeit beträgt 4 Jahre mit einmaliger Verlängerungs-
möglichkeit. 
Der Beirat berät den Geschäftsführenden Direktor und ist für 
die Zusammenarbeit mit den Behörden der Mitgliedstaaten zu-
ständig. Daher entsendet jeder Mitgliedstaat einen Vertreter. Bei-
ratsmitglieder dürfen nicht gleichzeitig im Verwaltungsrat tätig 
sein. 
Die Arbeiten des Wissenschaftlichen Ausschusses bestehen 
hauptsächlich in der Koordination der Wissenschaftlichen Gre-
mien und in der Festlegung und Harmonisierung der Arbeits-
verfahren und -methoden dieser Gremien. Ihm gehören die Vor-
sitzenden der Wissenschaftlichen Gremien und sechs weitere 
unabhängige Wissenschaftler an. 
Die Wissenschaftlichen Gremien (und der Wissenschaftliche 
Ausschuss) sind zuständig für die Erstellung der wissenschaft-
lichen Gutachten. Derzeit sind acht Gremien vorgesehen, die den 
derzeit eingesetzten Wissenschaftlichen Ausschüssen entspre-
chen. Die Zahl der Wissenschaftler in diesen Gremien ist nicht 
näher spezifiziert; er richtet sich nach dem Umfang der zu er-
stellenden Gutachten. Die Amtszeit beträgt drei Jahre mit Mög-
lichkeit der Wiederernennung. 
Die nachfolgende Tabelle gibt eine Schätzung des Personals 
und des Haushaltsvolumens der Europäischen Lebensmittel-
behörde wieder. Die Daten basieren auf einer Analyse vergleich-
barer Einrichtungen. 
Tab.1. 
Zeitpunkt 
im 1. Jahr 
nach 3 Jahren 
nach 5 Jahren 
Personal 
255 Mitarbeiter 
339 Mitarbeiter 
Haushalt (Mill. Euro) 
9 
44,4 
67,2 
Die Sollstärke der Behörde soll nach 5 Jahren erreicht sein. 
Eine kleine Anzahl an Mitarbeitern kommt aus der Kommission; 
der Rest wird hauptsächlich über befristete, verlängerbare Ver-
träge eingestellt. Die Finanzierung erfolgt über die Gemein-
schaft. 
Nach drei Jahren ist eine Überprüfung der Arbeit der Euro-
päischen Lebensmittelbehörde und ihrer Auswirkungen vorge-
sehen. Zu diesem Zeitpunkt soll auch darüber entschieden 
werden, ob für bestimmte Arbeiten der Behörde Gebühren er-
hoben werden sollen. 
Schnellwarnsystem, Krisenmanagement und Notfälle 
Analog zum Schnellwarnsystem, das im Rahmen der Richtlinie 
über die allgemeine Produktsicherheit eingeführt wurde, soll ein 
Schnellwarnsystem für Lebens- und Futtermittel eingerichtet 
werden. Mit diesem System sollen die Kommission und die Mit-
gliedstaaten über Probleme, die in einem Mitgliedstaat aufgetre-
ten sind, schnell und möglichst umfassend informiert werden. 
Aus diesem Grunde hat die Europäische Lebensmittelbehörde 
die Möglichkeit, eingehende Meldungen mit weiteren Daten und 
Erkenntnissen zu hinterlegen, bevor diese Meldungen weiter-
geleitet werden. Das System kann für Nichtmitgliedstaaten und 
internationale Organisationen geöffnet werden. 
Zu den neuen Instrumenten zählt auch ein Plan für das Krisen-
management und die Möglichkeit der Kommission, erforder-
lichenfalls einen Krisenstab einzusetzen, an welchem die Euro-
päische Lebensmittelbehörde beteiligt wird. Die Behörde soll 
den Krisenstab in wissenschaftlicher und technischer Hinsicht 
unterstützen. 
Bei Notfällen können nunmehr auch Sofortmaßnahmen ergrif-
fen werden. 
Verfahren und Schlussbestimmungen 
Es wird ein Ausschuss für Lebensmittelsicherheit und Tier-
gesundheit eingerichtet, der die bisher tätigen Ständigen Aus-
schüsse (den Ständigen Lebensmittelausschuss, den Ständigen 
Futtermittelausschuss, den Ständigen Veterinärausschuss sowie 
den Ständigen Ausschuss für Pflanzenschutz) ersetzt. 
Ein Regelungsverfahren und ein Vermittlungsverfahren für die 
anstehenden Tätigkeiten werden etabliert. Das bestehende Le-
bensmittelrecht gilt zunächst fort. Es ist allerdings zu überprüfen 
und an die Ausführungen dieser Verordnung anzupassen. Ein 
Zeitrahmen wird hier allerdings nicht vorgegeben. 
Über den Sitz der Europäischen Lebensmittelbehörde wird 
erst später entschieden. 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass es sich bei 
diesem Vorschlag um eine Rahmenverordnung handelt. Aus die-
sem Grunde sind ihr auch nur wenige konkrete Anforderungen 
zu den einzelnen betroffenen Rechtsbereichen zu entnehmen. 
Damit ist vorgegeben, dass alle nachgeordneten rechtlichen Re-
gelungen in einem bestimmten zeitlichen Rahmen angepasst 
werden müssen. Hierbei ist darauf zu achten, dass der vorgege-
bene Rahmen sinnvoll mit Leben gefüllt wird. 
K. HOHGARDT (Braunschweig) 
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Bericht über die Dienstreise nach Granada, Spanien, zur Teilnahme an der 44. Sitzung 
des Collaborative International Pesticides Analytical Council (CIPAC) und der 
Sitzungen der FAQ Group on Pesticide Specifications 
vom 29. Mai bis zum 5. Juni 2000 
Der Collaborative International Pesticides Analytical Council 
(CIPAC) wurde 1957 als Vereinigung der für die Prüfung von 
Pflanzenschutzmitteln zuständigen Analytiker aus sieben euro-
päischen Staaten (Belgien, Bundesrepublik Deutschland, Groß-
britannien, Frankreich, Italien, Niederlande, Schweiz) gegründet. 
Ziel des CIPAC ist es, international verbindliche Analysenme-
thoden für die Prüfung von Pflanzenschutzmitteln imRahmen der 
jeweiligen nationalen Zulassungs- oder Registrierungsverfahren 
zu entwickeln, aber auch für den Gebrauch im internationalen 
Handel mit Pflanzenschutzmitteln als Schiedsmethoden. 
Im Laufe der Jahre haben sich dem CIPAC eine Reihe weite-
rer, auch außereuropäischer Staaten angeschlossen. Daneben ar-
beitet der CIPAC sehr eng mit der FAO (Food and Agricultural 
Organisation) und der WHO (World Health Organisation) zu-
sammen. Diese beiden Organisationen übernehmen die vom 
CIPAC entwickelten Methoden als Prüfmethoden für die von 
ihnen herausgegebenen Spezifikationen für Pflanzenschutz-
bzw. Schädlingsbekämpfungsmittel. Mit der American Associa-
tion of Official Analytical Chemists (AOAC) besteht seit 1973 
eine Vereinbarung über die gegenseitige Anerkennung und Pu-
blikation ihrer Methoden. Mit der American Society for Testing 
and Materials (ASTM) wird eine ähnliche Zusammenarbeit an-
gestrebt. Mit der Änderungsrichtlinie 94/37/EG zur Richtlinie 
91/414/EWG des Rates über das Inverkehrbringen von Pflan-
zenschutzmitteln hat die EU die Anwendung der FAO-Spezi-
fikationen bei der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln vor-
geschrieben. 
Der CIPAC hat eine umfangreiche Methodensammlung, das 
CIPAC-Handbook 1 von 1970, herausgegeben mit den Ergän-
zungen lA (1980), 1B (1983), lC (1985), D (1988), E (1993), F 
und G (1995) und H (1998), in denen neben Analysenmethoden 
für Pflanzenschutzmittel auch Methoden für die Prüfung der 
physikalischen Eigenschaften dieser Produkte enthalten sind. 
CIPAC Handbook J ist in Vorbereitung und soll noch im Jahr 
2000 erscheinen. 
Der Berichterstatter Dr. DOBRAT, Abteilung für Pflanzen-
schutzmittel und Anwendungstechnik, Fachgruppe Chemische 
Mittelprüfung bei der Biologischen Bundesanstalt für Land- und 
Forstwirtschaft, ist seit 1984 „Member" des CIPAC, war seit 
1986 Assistant Secretary und wurde auf der Sitzung in Granada 
zum Chairman des CIPAC gewählt. Er ist Mitherausgeber der 
Handbücher ab CIPAC D. Der Berichterstatter Dr. MENSCHEL, 
ebenfalls von der Fachgruppe Chemische Mittelprüfung, wurde 
1993 zum „Correspondent Member" gewählt. 
Die alljährlich stattfindende Tagung des CIPAC wurde 2000 
von der „Estaci6n Experimental de! Zafdin", die zum Ministerium 
für Bildung und Kultur Spaniens gehört, und vom Ministerium 
für Landwirtschaft, Fischerei und Ernährung ausgerichtet. 
Insgesamt nahmen an den verschiedenen Veranstaltungen des 
CIPAC und den Sitzungen der FAO Group on Pesticide Specifi-
cations über 100 Delegierte aus mehr als 30 Staaten teil sowie die 
Vertreter von internationalen Organisationen wie WHO, FAO, 
UNIDO, AOAC, GCPF (Global Crop Protection Federation), 
ECCA (European Crop Care Association) und RENPAP (Regio-
nal Network for the Production, Marketing, and Control of 
Pesticides in Asia and the Pacific ). 
Den eigentlichen Veranstaltungen des CIPAC, die am 31. Mai 
2000 mit einem eintägigen Symposium begannen, gingen zwei 
jeweils eintägige Sitzungen („Closed" und „Open" Meetings) 
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der FAO Group on Specifications for Pesticides voraus. Dieser 
FAO-Gruppe gehören Vertreter der für die Zulassung/Registrie-
rung von Pflanzenschutzmitteln zuständigen Behörden der ver-
schiedenen Staaten an. Weiterhin nehmen an den Sitzungen Re-
präsentanten verschiedener internationaler Organisationen wie 
WHO und UNIDO, des GCPF, der ECCA und Vertreter der be-
troffenen Hersteller teil. 
Auf diesen Sitzungen wurde vornehmlich über Entwürfe für 
zahlreiche Einzelspezifikationen diskutiert, bei den patentfreien 
Produkten in „Open Meeting" (Behördenvertreter und Industrie 
gemeinsam), bei den noch unter Patentschutz stehenden Mitteln 
im „Closed Meeting" (Behördenvertreter und Vertreter der je-
weils betroffenen Firmen für sich). 
Am Montag, dem 5. Juni, fand eine weitere Sitzung der FAO-
Gruppe statt. auf der die Ergebnisse der vorangegangenen 
Sitzungen diskutiert und über den Status der eingereichten Spe-
zifikationen entschieden wurden. Weiterhin wurde das Arbeits-
programm für die kommenden drei Jahre besprochen. 
Die Sitzungen des CIPAC Technical Committee fanden am 
Donnerstag, dem 1. Juni, und am Freitag, dem 2. Juni, statt, am 
Donnerstag zusammen mit den sogenannten Expert Witnesses, 
dies sind in der Regel die Autoren der Methoden, über die ver-
handelt wird. Die Aufgabe eines Expert Witness - sie sind meist 
Angehörige der Firma, die den betreffenden Wirkstoff herstellt -
ist es, den Bericht über die durchgeführten Ringanalysen zu 
kommentieren und für die Beantwortung von Fragen zur Ver-
fügung zu stehen. 
Seitens des Deutschen Arbeitskreises für Pflanzenschutzmittel 
Analytik (DAPA) waren als Expert Witnesses Dr. WERNER und 
Dr. GROHS von der Fa. Bayer, Dr. GÖRLITZ von Aventis, Dr. FEN-
KART von Novartis sowie Dr. PAWLICZEK von der Fa. BASF ver-
treten. 
Der Berichterstatter Dr. MENSCHEL präsentierte zwei vom 
Deutschen Arbeitskreis für Pflanzenschutzmittel-Formulierun-
gen (DAPF) überarbeitete Methoden für die Prüfung der 
Schwebefähigkeit von in Wasser suspendierbaren Formulierun-
gen und der Emulsionsstabilität von in Wasser emulgierbaren 
Formulierungen. Bei beiden handelt es sich um die wichtigsten 
Untersuchungsmethoden der physikalisch-technischen Eigen-
schaften von Pflanzenschutzmitteln. Sie wurden als „füll" 
CIPAC-Methoden angenommen. Herr GöTZKEN von Aventis hat 
vom DAPF revidierte CIPAC-Methoden zur Bestimmung der 
Schütt-/Stampfdichte und Nasssiebung vorgestellt. Nach Vorlage 
von vergleichenden Untersuchungen mit den alten und neuen 
Methoden sollen auch diese als „füll" CIPAC-Methoden über-
nommen werden. 
Am Sonnabend, dem 3. Juni, fanden noch die Sitzungen des 
Management Committees und des Council sowie das Annual 
General Meeting statt. Auf diesen Sitzungen werden die internen 
Angelegenheiten des CIPAC besprochen, wie Finanzen, Publi-
kationen, Aufnahme von Mitgliedern und Correspondents. Die 
Sitzungen des CIPAC werden im Jahr 2001 auf Einladung des 
thailändischen Landwirtschaftsministeriums in Bangkok abge-
halten. 
Insgesamt kann gesagt werden, dass die Arbeiten des DAPA 
und des DAPF sehr positiv aufgenommen wurden. Insbesondere 
auf dem Gebiet der Methoden für die Prüfung der physikalischen 
Eigenschaften von formulierten Produkten ist die Bundesrepu-
blik seit Jahren mit dem DAPF sehr aktiv. Dies wurde durchaus 
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gewürdigt, gleichzeitig wurde aber auch an die anderen Mit-
gliedsländer appelliert, mehr Aktivitäten zu entwickeln, da die 
zur Zeit noch gültigen Methoden vielfach schon recht alt sind 
und einer Anpassung an den Stand der Technik bedürfen. Diese 
Arbeit ist von einer Gruppe allein nicht zu bewältigen. 
W. DOBRAT und G. MENSCHEL (Braunschweig) 
Veröffentlichungen der 
Biologischen Bundesanstalt für Land- und 
Forstwirtschaft im Jahre 2000 
In folgenden von der Biologischen Bundesanstalt herausgegebe-
nen Publikationsorganen ist im Jahr 2000 Literatur erschienen: 
1 Amtliche Pflanzenschutzbestimmungen 
Neue Folge. Sammlung internationaler Verordnungen und Ge-
setze zum Pflanzenschutz. Erscheinen nach Bedarf. 5 Hefte bil-
den einen Band. 2000 erschienen Band 67, Heft 3 bis 5; Band 68, 
Heft 1 bis 5 (Auflage jeweils 420). 
2 Bekanntmachungen der Biologischen Bundes-
anstalt für Land- und Forstwirtschaft 
Bekanntmachungen über die Zulassung von Pflanzenschutzmit-
teln und die Anerkennung von Pflanzenschutzgeräten und -gerä-
teteilen. 2000 erschienen Heft 95 bis 100 (Auflage jeweils 700). 
3 Geräteprüfberichte der Biologischen Bundes-
anstalt für Land- und Forstwirtschaft 
Berichte über geprüfte Pflanzenschutz- und Vorratsschutzgeräte 
und -geräteteile (Auflage 500 bis 1000). 
4 Datenbank PHYTOMED 
Datenbank für Phytomedizin (Pflarizenkrankheiten und Pflan-
zenschutz mit Vorratsschutz). 452 000 Zitate aus der internatio-
nalen wissenschaftlichen Literatur 1965-1995. Online-Recher-
chen bei DIMDI, Weißhausstr. 27, 50939 Köln bzw. Internet 
http://www.bba.de/phytomed/phytomed.htm oder Suchaufträge 
an das Informationszentrum Phytomedizin der BBA, Königin-
Luise-Str. 19, 14195 Berlin. 
5 Datenbank PHYTOMED-Select 
Datenbank für deutsche und deutschsprachige Zeitschriften, 
Literatur internationaler Monographien und Kongresse aus der 
Sicht der Phytomedizin (Pflanzenkrankheiten und Pflanzen-
schutz mit Vorratsschutz). 19 300 Zitate seit 1996. Online-Re-
cherchen bei DIMDI, Weißhausstr. 27, 50939 Köln bzw. Internet: 
http://www.bba.de/ pmselect/pmselect.htm oder Suchaufträge an 
das Informationszentrum Phytomedizin der BBA, Königin-
Luise-Str. 19, 14195 Berlin. 
6 Jahresbericht der Biologischen Bundesanstalt für 
Land- und Forstwirtschaft 
Bericht über Personal, Organisation, Veröffentlichungen über 
abgeschlossene Forschungsvorhaben der BBA. Erscheint jähr-
lich (Auflage 2000), 2000 erschien der Jahresbericht/ Annual Re-
port 1999, 374 S. 
7 Mitteilungen aus der Biologischen Bundesanstalt 
für Land- und Forstwirtschaft 
Wissenschaftliche Veröffentlichungen aus den Instituten der Bio-
logischen Bundesanstalt. (Erscheinen nach Bedarf, Auflage un-
terschiedlich). 2000 erschienen: 
Heft 368, 1999: BüCHS, W. (Bearb.): Nicht bewirtschaftete 
Areale in der Agrarlandschaft - ihre Funktionen und ihre Inter-
aktionen mit landnutzungsorientierten Ökosystemen. Gesell-
schaft für Ökologie. Tagung des Arbeitskreises „Agrarökologie" 
5. September 1998, Ulm. 209 S„ 62 Abb., 29 Tab. 
Heft 369, 1999: JANSSEN, TH., und WULF, A. (Bearb.): Zur Be-
deutung von Misteln im Forstschutz: Ein Vergleich nordameri-
kanischer und europäischer Arten: Schaden, Kontrolle, Gefah-
renpotential und Quarantäneaspekte unter besonderer Berück-
sichtigung der Zwergmistelgattung Arcellfhobium. 141 S., 29 
Abb., 19 Tab. 
Heft 370, 2000: BACKHAUS, G. F., BALDER, H., und IDCZAK, E. 
(Bearb.): International Symposium on Plant Health in Urban 
Horticulture. Braunschweig, Germany, from May 22 to May 25, 
2000. 308 s. 
Heft 371, 2000: GUTSCHE, V. (Bearb.): Brauchen wir den che-
mischen Pflanzensch~tz? - Workshop anlässlich des SO-jährigen 
Bestehens der Außenstelle Kleinmachnow der Biologischen 
Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft am 9. und 10. No-
vember 1999. 127 S. 
Heft 372, 2000: MÜLLER, J., und RUMPENHORST, H. J. (Bearb.) : 
Die Prüfung von Pflanzen auf ihre Widerstandsfähigkeit gegen 
Schadorganismen in der Biologischen Bundesanstalt - Teil 1: 
Prüfung von Kulturpflanzen auf Resistenz gegen pflanzenpara-
sitäre Nematoden. 38 S. 
Heft 373, 2000: BARTELS, G., und BACKHAUS, G. F. (Bearb.): 
Die Prüfung von Pflanzen auf ihre Widerstandsfähigkeit gegen 
Schadorganismen in der Biologischen Bundesanstalt - Teil 2: 
Resistenzprlifungen von Kulturpflanzen im Acker- und Garten-
bau gegen Pilze, Bakterien und Viren. 88 S. 
Heft 374, 2000: MOLL, E. , FLATH, K., und PIEPHO, H.-P. (Be-
arb.): Die Prüfung von Pflanzen auf ihre Widerstandsfähigkeit 
gegen Schadorganismen in der Biologischen Bundesanstalt -
Teil 3: Methodische Anleitung zur Bewertung der partiellen Re-
sistenz von Getreidesortimenten und die SAS-Applikation RESI. 
128 s. 
Heft 375, 2000: MIELKE, H.: Studien über den Pilz Claviceps 
pwpurea (Fries) Tulasne unter Berücksichtigung der Anfällig-
keit verschiedener Roggensorten und der Bekämpfungsmöglich-
keiten des Erregers. 66 S. 
Heft 376, 2000: Biologische Bundesanstalt für Land- und 
Forstwirtschaft: 52. Deutsche Pflanzenschutztagung in Freising-
Weihenstephan. 9.-12. Oktober 2000. 608 S., 77 Abb., 94 Tab. 
Heft 377, 2000: NIRENBERG, H. I. : 6th European Fusarium Se-
minar and Third COST 835 Workshop of Agriculturally Impor-
tant Toxigenic Fungi. (Berlin, Germany, 11-16 September 2000). 
Book of Abstracts. 128 S., 8 Abb., 6 Tab. 
Heft 378, 2000: KüHNE, ST., ENZIAN, S., JüTTERSONKE, B., 
FREIER, B., FORSTER, R . und ROTHERT, H.: Beschaffenheit und 
Funktion von Saumstrukturen in der Bundesrepublik Deutsch-
land und ihre Berücksichtigung im Zulassungsverfahren im Hin-
blick auf die Schonung von Nichtzielarthropoden. 128 S. 
Heft 379, 2000: MEL' NIK, A., BRAUN, U., und HAGEDORN, G. : 
Key to the fungi of the genus Ascochyta Lib.(Coelomycetes). 
192 S. 
8 Nachrichtenblatt des Deutschen Pflanzenschutz-
dienstes 
Wissenschaftliche Aufsätze und Nachrichten über aktuelle Fra-
gen des Pflanzenschutzes. Erscheint monatlich (Aufl. 1300), 
2000 erschien Jahrgang 52. 
9 Pflanzenschutzmittel-Verzeichnis als Teil der 
„Beschreibenden Pflanzenschutzliste" 
Verzeichnis der zugelassenen Pflanzenschutzmittel (Auflage der 
Teilverzeichnisse 3000-7000). 2000 erschien die 48. Auflage mit 
folgenden Teilverzeichnissen: 
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Teil l Ackerbau - Wiesen und Weiden - Hopfenbau - Sonder-
kulturen - Nichtkulturland 
Teil 2 Gemüsebau - Obstbau - Zierpflanzenbau 
Teil 3 Weinbau 
Teil 4 Forst 
Teil 5 Vorratsschutz 
Teil 6 Anerkannte Pflanzenschutzgeräte. 
10 Berichte aus der Biologischen Bundesanstalt 
für Land- und Forstwirtschaft 
Heft 55, 2000: HOLZMANN, A. (Bearb.): Liste der zugelassenen 
Pflanzenschutzmittel (Stand: 1. Januar 2000), 88 S. 
Heft 56, 2000: MOLL, E. (Bearb.): Einführung in die Biome-
trie unter Berücksichtigung der Software SAS. Teil 4: Korrela-
tionsanalyse, Regressionsanalyse und Kovarianzanalyse. Zur 
Nutzung von SAS/INSIGHT® und der Analyst Application, 
94 S. 
Heft 57, 2000: RIETZ, S. (Bearb.): Synopsis of Testing Plant 
Protection Equipment in the Federal Republic of Germany. Pu-
blished on the Occasion ofthe 50th. Anniversary ofTesting Plant 
Protection Equipment at the Federal Biological Research Centre 
for Agriculture and Forestry in Braunschweig, 214 S. 
Heft 58, 2000: GüNDERMANN, G.: Aufgaben der Biologischen 
Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft als selbständige 
Bundesoberbehörde. Stand: März 2000, 21 S. 
Heft 59, 2000: HOLZMANN, A., und PLEKÄI', J. (Bearb.): EU-
Beurteilungsbericht Fluroxypyr. Rechtliche Regelungen der Eu-
ropäischen Union zu Pflanzenschutzmitteln und deren Wirkstof-
fen. Band D 1, getr. Zählung. 
Heft 60, 2000: HOLZMANN, A., und PLEKAT, J. (Bearb.): EU-
Beurteilungsbericht Azimsulfuron. Rechtliche Regelungen der 
Europäischen Union zu Pflanzenschutzmitteln und deren Wirk-
stoffen. Band D 2, getr. Zählung. 
Heft 61, 2000: KöPP, H., nnd PLEKAT, J. (Bearb.): EU-Beurtei-
lungsbericht Kresoxim-methyl. Rechtliche Regelungen der Eu-
ropäischen Union zu Pflanzenschutzmitteln und deren Wirkstof-
fen. Band D 3, getr. Zählung. 
Heft 62, 2000: SCHMIDT, H.-H., HOERNICKE, E., FATHI, M., und 
PFEIL, R. (Bearb.): Wirkstoffdatenblätter zur arbeitsmedizini-
schen Vorsorgeuntersuchung - Pflanzenschutzmittel. 3. Folge, 
Stand: Dezember 1999, 224 S. 
Heft 63, 2000: KLINGAUF, F., BRAMMEIER, H., BURGERMEISTER, 
W., und BEER, H. (Bearb.): Biodiversität in der Biologischen 
Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft (BBA), 507 S. 
Heft 64, 2000: ADAM, E. (Bearb.): Zuständigkeiten bei der 
Prüfung und Zulassung von Pflanzenschutzmitteln und bei der 
EU-Wirkstoffprüfung. Stand: Juni 2000, 59 S. 
Heft 65, 2000: KöPP, H., und PLEKAT, J. (Bearb.): EU-Beurtei-
lungsbericht Azoxystrobin. Rechtliche Regelungen der Europäi-
schen Union zu Pflanzenschutzmitteln und deren Wirkstoffen. 
Band D 4, getr. Zählung. 
Heft 66, 2000: KöPP, H., und PLEKAT, J. (Bearb.): EU-Beurtei-
lungsbericht Spiroxamine. Rechtliche Regelungen der Europäi-
schen Union zu Pflanzenschutzmitteln und deren Wirkstoffen. 
Band D 5, getr. Zählung. 
Heft 67, 2000: STURMA, J., und KIETZELL, J. von (Bearb.): 100 
ECCO-Peer Review Meetings Documentation. Compiled on the 
occasion of the 100. ECCO-Peer Review Meeting held at the 
BBA from 3 to 7 July 2000, 100 S. 
Heft 68, 2000: LUNDEHN, J.-R. (Bearb.): Rechtliche Regelun-
gen der Europäischen Union zu Pflanzenschutzmitteln und deren 
Wirkstoffen. (Band B: Verordnungen und Protokolle zur Wirk-
stoffprüfung) 4. Auflage, Stand: 1. Juli 2000, 176 S. 
Heft 69, 2000: ADAM, E., WILKENING, A., und PLEKAT, J. (Be-
arb.): EU-Beurteilungsbericht Imazalil. Rechtliche Regelungen 
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der Europäischen Union zu Pflanzenschutzmitteln und deren 
Wirkstoffen. Band D 6, getr. Zählung. 
Heft 70, 2000: HOLZMANN, A., BRUNO, H., und PLEKAT, J. (Be-
arb.): EU-Beurteilungsbericht Prohexadion-calcium. Rechtliche 
Regelungen der Europäischen Union zu Pflanzenschutzmitteln 
und deren Wirkstoffen. Band D 7, getr. Zählung. 
Heft 71, 2000: BRUNO, H., und PLEKAT, J. (Bearb.): EU-Beur-
teilungsbericht Metsulfuron-methyl. Rechtliche Regelungen der 
Europäischen Union zu Pflanzenschutzmitteln und deren Wirk-
stoffen. Band D 8, getr. Zählung. 
Heft 72, 2000: PALLUTT, B. (Bearb.): Pflanzenschutz im öko-
logischen Landbau - Probleme und Lösungsansätze. Drittes 
Fachgespräch am 2. November 1999 in Kleinmachnow. Un-
krautregulierung im ökologischen Landbau, 71 S. 
Bezug der vorgenannten Veröffentlichungen: 
Lfd. Nr. 1, 2, 3, 9, 10, durch Saphir Verlag, Gutsstraße 15, 
38551 Ribbesbüttel, 7 durch den Buchhandel oder vom Parey 
Buchverlag, Kurfürstendamm 57, 10707 Berlin, 8 durch den 
Buchhandel oder vom Verlag Eugen Ulmer, Postfach 700561, 
70574 Stuttgart. 
SABINE REDLHAM!VIER (Braunschweig) 
Otto-Appel-Straße in Berlin-Dahlem 
Seit dem 3. Januar 2001 gibt es in Berlin-Dahlem eine „Otto-Ap-
pel-Straße". Unmittelbar neben dem Gelände der Biologischen 
Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft werden zur Zeit Ei-
gentumswohnungen und -häuser errichtet. Eine der dieses Wohn-
gebiet erschließenden (Privat-)Straßen ist von der Baugesell-
schaft nach dem langjährigen Präsidenten der Biologischen 
Reichsanstalt „Otto-Appel-Straße" benannt worden. Sie folgte 
damit einer Anregung des Bezirks Zehlend01f, auf dessen Vor-
schlagsliste für Straßenbenennungen sich seit langem der Name 
OTTO APPEL befindet. 
W. LAux (Berlin-Dahlem) 
Symposium Phytomedizin und Pflanzen-
schutz im Gartenbau in Wien 
Vom 17. bis 20. September 2001 findet an der Universität für Bo-
denkultur in Wien das 3. Symposium Phytomedizin und Pflan-
zenschutz im Gartenbau statt. Veranstalter sind das Institut für 
Obst- und Gartenbau der Universität für Bodenkultur Wien, das 
Bundesamt und Forschungszentrum für Landwirtschaft Wien 
und die Deutsche Phytomedizinische Gesellschaft. Es sollen ak-
tuelle Forschungsergebnisse in- und ausländischer Institute auf 
dem Gebiet des Pflanzenschutzes und der Phytomedizin im 
Obst-, Wein-, Gemüse-, Gewürz-, Zier- und Arzneipflanzenbau 
sowie im öffentlichen Grün präsentiert werden. 
Vorläufige Anmeldungen sind bis zum 18. Mai 2001 an unten ge-
nannte Anschrift vorzunehmen. 
Weitere Auskünfte und Informationen zum Symposium erhalten 
Sie unter folgender Adresse: 
Univ.-Doz. Dr. GERHARD BEDLAN, Bundesamt und Forschungs-
zentrum für Landwirtschaft, Institut für Phytomedizin, Spargel-
feldstraße 191, A-1226 Wien; Tel.: +43 (0)1 73216 5160, Fax: 
+43 (0)1732165194, E-Mail: gbedlan@bfl.at 
SABINE REDLHAMMER (Braunschweig) 
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Die Abteilung für Pflanzenschutzmittel und 
Anwendungstechnik der BBA gibt bekannt: 
Information zum Stand der Umsetzung der 
Richtlinie 91/414/EWG des Rates im Jahre 
2000 
38. Mitteilung zur EU-Wirkstoffprüfung 
(Pflanzenschutzmitte1)1) - W 38 
Vertreter der Biologischen Bundesanstalt nehmen regelmäßig an 
den Sitzungen der Working Group „Plant Protection Products" 
(Legislation) und des Ständigen Ausschusses für Pflanzenschutz 
(SCPH) bei der Europäischen Konunission teil und beraten die 
eigene Bundesregierung. In diesen Gremien werden zahlreiche 
allgemeine und spezielle Fragen in Zusammenhang mit der Um-
setzung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates diskutiert sowie 
Tab. 
Titel 
1. Verordnungen 
über Rechtsakte der Kommission (Entscheidungen, Verordnun-
gen, Richtlinien, Guidance Documents) beraten und abgestimmt. 
Die Europäische Kommission stellt di esbezügliche Informa-
tionen im Internet unter der Adresse„,www.europa.eu.int/comm/ 
food" über die Schaltflächen „pesticides safety" und daru1 „plant 
protection products" zur Ve1fügung. 
Die nachfolgende Tabelle gibt einen Überblick über die im 
Jahre 2000 beratenen und veröffentlichen Richtlinien, Verord-
nungen und Entscheidungen. 
J.-R. LUNDEHN und H. KOHSIEK (Braunschweig) 
1) 37. Mitteilung siehe LUNDEHN, J.-R. , und H. KOHSIEK, 200 1: Entscheidung 
der Europäischen Kommission über die Nichtaufnahme des Wirkstoffes 
Tecnazen in Anhang 1 der Richtlinie 911414/EWG des Rates und die Auf- . 
hebung der Zulassungen für Pflanzenschutzmittel mit diesem Wirkstoff. 
Nachrichtenbl. Deut. Pflanzenschutzd. , 53 (3) , S. 67-68. 
Fundstelle 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften) 
Verordnung (EG) Nr. 451 /2000 der Kommission vom 28. Februar 2000 mit L 55 vom 29. 2. 2000, Seite 25 
Durchführungsbestimmungen für die zweite und dritte Stufe des Arbeitsprogramms 
gemäß Artikel 8 Absatz 2 der Richtlin ie 91 /414/EWG des Rates 
- Festlegung der Wirkstoffe der zweiten Stufe der Prüfung; Aufforderung zur Notifizierung 
aller restlichen Wirkstoffe; Festlegung der Verfahrensabläufe; Einführung einer 
Gebührenregelung 
Verordnung (EG) Nr. 2266/2000 der Kommission vom 12. Oktober 2000 zur Änderung L 259 vom 13. 10. 2000, Seite 27 
der Verordnung (EWG) Nr. 3600/92 mit Durchführungsbestimmungen für die erste Stufe 
des Arbeitsprogramms gemäß Artikel 8 Absatz 2 der Richtlinie 91/414/EWG des Rates 
über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln 
- Festlegung eines Endtermins für die Vorlage fehlender Unterlagen 
2. Richtlinien der Kommission zu Entscheidungen über die Aufnahme von Wirkstoffen in Anhang 1 der Richtlinie 91/414/EWG zu 
Fluroxypyr (2000/1 O/EG, 1. 3. 2000) L 57 vom 2. 3. 2000, Seite 28 
Metsulluron-methyl (2000/49/EG, 26. 7. 2000) L 197 vom 3. 8. 2000, Seite 32 
Prohexadion-calcium (2000/50/EG, 26. 7. 2000) L 198 vom 4. 8. 2000, Seite 39 
Triasulluron (2000/66/EG, 23. 10. 2000) L 276 vom 28. 10. 2000, Seite 35 
Eslenvalerat (2000/67/EG, 23. 10. 2000) L 276 vom 28. 10. 2000, Seite 38 
Bentazon (2000/68/EG, 23. 10. 2000) L 276 vom 28. 10. 2000, Seite 41 
/..-C-yhalothrin (2000/80/EG, 4. 12. 2000) L 309 vom 9. 12. 2000, Seite 14 
3. Entscheidungen der Kommission über die Nichtaufnahme in Anhang 1 der Richtlinie 91/414/EWG bzw. Widerruf der Zulassung für 
Pflanzenschutzmittel mit diesen Wirkstoffen zu 
Pyrazophos (2000/233/EG, 9. 3. 2000) 
Monolinuron (2000/234/EG, 9. 3. 2000) 
Chlozolinat (2000/626/EG, 13. 10. 2000) 
Tecnazen (2000/725/EG, 20. 11. 2000) 
Lindan (2000/801/EG, 20. 12. 2000) 
Quintozen (2000/816/EG, 27. 12. 2000) 
Permethrin (2000/817/EG, 27. 12. 2000) 
L 73 vom 22. 3. 2000, Seite 16 
L 73 vom 22. 3. 2000, Seite 18 
L 263 vom 18. 10. 2000, Seite 32 
L 292 vom 21. 11 . 2000, Seite 30 
L 324 vom 21 . 12. 2000, Seite 42 
L 332 vom 28. 12. 2000, Seite 112 
L 332 vom 28. 12. 2000, Seite 114 
4. Entscheidungen der Kommission über die grundsätzliche Anerkennung der Vollständigkeit der Unterlagen, die zur eingehenden 
Prüfung im Hinblick auf die etwaige Aufnahme bestimmter Wirkstoffe in Anhang 1 der Richtlinie 91/414/EWG des Rates über das 
Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln eingereicht wurden 
Thiacloprid, Forchlorfenuron, Thiamethoxam (2000/181/EG, 23. 2. 2000) 
Spinosad (2000/210/EG, 25. 2. 2000) 
Fenamidon (2000/251/EG, 17. 3. 2000) 
Acetamiprid (2000/390/EG, 7. 6. 2000) 
Cyazofamid (2000/412/EG, 15. 6. 2000) 
Propoxycarbazon-Natrium (2000/463/EG, 17. 7. 2000) 
Zoxamid (RH-7281), Milbemectin (B-41 ; E-187), Pyraclostrobin (BAS 500 F), 
Foramsulluron (AEF 130360) (2000/540/EG, 6. 9. 2000) 
Bellubutamid (2000/784/EG, 4. 12. 2000) 
Bacillus subtilis, Stamm QST713 (QRD 133 WP) (2001 /6/EG, 12. 12. 2000) 
L 57 vom 2. 3. 2000, Seite 35 
L 64 vom 11. 3. 2000, Seite 24 
L 78 vom 29. 3. 2000, Seite 26 
L 145 vom 20. 6. 2000, Seite 36 
L 155 vom 28. 6. 2000, Seite 62 
L 183 vom 22. 7. 2000, Seite 21 
L 230 vom 12. 9. 2000, Seite 14 
L 311 vom 12. 12. 2000, Seite 47 
L 2 vom 5. 1. 2001, Seite 25 
5. Entscheidungen der Kommission zur Verlängerung des für vorläufige Zulassungen vorgesehenen Zeitraums 
Quinoxylen (2000/161/EG, 23. 2. 2000) L 52 vom 25. 2. 2000, Seite 44 
Pseudomonas chloroaphis (2000/180/EG, 23. 2. 2000) L 57 vom 2. 3. 2000, Seite 34 
Flupyrsulfuron-methyl , Carfentrazon-ethyl , Prosulluron, Flurtamon, L 127 vom 27. 5. 2000, Seite 61 
lsoxallutol (2000/358/EG, 24. 5. 2000) 
Flumioxazin, Flulenacet (2000/767/EG , 5. 12. 2000) L 306 vom 7. 12. 2000, Seite 34 
Darüber hinaus wurden mehrere Guidance und Working Documents vom Ständigen Ausschuss für Pflanzenschutz zustimmend zur Kenntnis 
genommen: 
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Tab. Fortsetzung 
Titel Fundstelle 
Draft Guidance document on residue analytical methods 
- Leitfade,n zu Datenanforderungen und zur Prüfung von Rückstandsanalysemethoden 
SANC0/825/00 rev. 6 (15. 6. 2000) 
(vormals 8064Nl/97) 
für die Uberwachung nach der Zulassung und Monitoring 
Working document Residues: Guidance for generating and reporting methods of analysis 
in support of pre-registration data requirements for Annex II (part A, Section 4) 
SANC0/3029/99 - rev. 4 (11. 7. 2000) 
and Annex III (part A, Section 5) of Directive 91/414/EEC 
- Leitfaden zur Erstellung und Berichterstattung von Rückstandsanalysenmethoden 
für die Datenanforderungen, die vor der Zulassung zu erfüllen sind 
Working document Technical Material and Preparations: Guidance for generating and 
reporting methods of analysis in support of pre- and post-registration data requirements 
for Annex II (part A, Section 4) and Annex III (part A, Section 5) of Directive 91/414/EEC 
- Leitfaden zur Erstellung und Berichterstattung von Analysenmethoden für Wirkstoffe, 
SANC0/3030/99 - rev. 4 (11. 7. 2000) 
Verunreinigungen und Formulierungen 
Guidance document on terrestrial ecotoxicology Doc. 2021Nl/97- rev. 7 (8. 7. 2000) 
- Leitfaden für die Prüfung und Bewertung im Prüfbereich terrestrische Ökotoxikologie 
Guidance document on aquatic ecotoxicology Doc. 8075Nl/97 - rev. 7 (8. 7. 2000) 
- Leitfaden für die Prüfung und Bewertung im Prüfbereich aquatische Ökotoxikologie 
Guidance document on persistence in soil Doc. 9188Nl/97 - rev. 8 (12. 7. 2000) 
- Leitfaden zur Prüfung und Bewertung der Beständigkeit von Wirkstoffen im Boden 
Authorization of plant protection products containing active substances after their 
inclusion in annex 1 - submission of an annex II- and annex 111-dossier 
Doc. SANC0/491/2000- rev. 3 (13. 7. 2000) 
- Leitfaden für die Vorlage von Antragsunterlagen für ein Pflanzenschutzmittel, nachdem 
der Wirkstoff in Anhang I der Richtlinie 911414/EWG des Rates aufgenommen wurde. 
FOCUS groundwater scenarios in the EU review of active substances Doc. SANC0/321/2000- rev. 2 (12. 12. 2000) 
Beschreibung von Szenarien für die Anwendung von Modellen zur Vorhersage des 
Verbleibs und Verhaltens im Grundwasser 
Information zum Render-Projekt: 
Notifizierungen gemäß Artikel 10 der 
Verordnung (EG) Nr. 451/2000 
(3. Stufe der EU-Altwirkstoffprüfung) 
39. Mitteilung zur EU-Wirkstoffprüfung 
(Pflanzenschutzmittel)1)- W 39 
Zum 30. November 2000 endete die Abgabefrist für Notifizie-
rungen zur 3. Stufe der EU-Altwirkstoffprüfung. Mit Abschluss 
dieser zweiten Phase des Antragsverfahrens können nunmehr 
auch diejenigen Wirkstoffe benannt werden, die voraussichtlich 
von der weiteren Wirkstoffprüfung ausgenommen werden. Nach 
Ende der Prüfung im Render-Projekt könnten weitere Wirkstoffe 
ausgeschlossen werden, weil sie z. B. die Kriterien für die An-
nahme der Notifizierungen nicht erfüllen (Anhang V, Teil 2, der 
Verordnung (EG) Nr. 451/2000). 
Während in der Phase I („Pre Notification") noch 277 Anträge 
für 185 Wirkstoffe angenommen worden waren, liegen nun für 
die Phase II (,Main Notification ')nur noch 231 Anträge für 167 
Wirkstoffe zur Bearbeitung vor. Von diesen sind in Deutschland 
88 in zugelassenen Mitteln enthalten (Stand 6. Dez. 2000). Für 
folgende 10 Wirkstoffe mit Zulassungen in Deutschland sind da-
gegen keine Anträge eingegangen: Azaconazol, Dichlofluanid, 
Didecyldimethyl-ammoniumchlorid, Dikegulac, Dimefuron, 
Fenfuram, Fenpiclonil, Fenpropathrin, Fluoroglycofen, Metob-
romuron. Fenpropathrin wurde nach Abgabe der „Pre Notifica-
tion" vom Antragsteller zurückgezogen. Da ihre Aufnahme in 
Anhang I der Richtlinie 9 l/414 EWG offensichtlich nicht ange-
strebt wird, sind Mittel mit diesen Wirkstoffen gemäß der o. g. 
Verordnung bis zum 25. Juli 2003 in den Mitgliedstaaten vor-
aussichtlich vom Markt zu nehmen. 
1) 38. Mitteilung siehe LUNDEHN, J.-R„ und H. KOHSIEK, 2001: Information 
zum Stand der Umsetzung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates im Jahre 
2000. Nachrichtenbl. Deut. Ptlanzenschutzd„ 53 (4), S. 106-107. 
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Während in dieser Phase somit nur 10 % der für Deutschland 
relevanten Wirkstoffe nicht verteidigt worden sind, werden in-
nerhalb der Europäischen Union insgesamt wahrscheinlich 59 % 
aller Wirkstoffe, die für die 3. Stufe der Altwirkstoffprüfung vor-
gesehen waren, von der weiteren Wirkstoffprüfung ausgeschlos-
sen. 
A. VERSCHWELE, u. PINGEL und J.-R. LUNDEHN (Braunschweig) 
Aufnahme von Lambda-Cyhalothrin in 
Anhang 1 der.flichtlinie 91/414/EWG des 
Rates sowie Anderung und Konsolidie-
rung des Anhangs 1 
40. Mitteilung zur EU-Wirkstoffprüfung 
(Pflanzenschutzmittel)1) - W 40 
1. Mit der Richtlinie 2000/80/EG der Kommission vom 4. De-
zember 2000 wurde mit Lambda-Cyhalothrin der 12. Wirkstoff 
und damit gleichzeitig der 7. „Altwirkstoff' aus der ersten Stufe 
des Arbeitsprogramms gemäß Artikel 8 Absatz 2 der Richtlinie 
91/414/EWG inAnhang I aufgenommen (ABI. L 309 vom 9. De-
zember 2000, S. 14-23). Dieser Teil der Richtlinie tritt am l. Ja-
nuar 2002 in Kraft und ist bis zum 1. Juli 2002 national umzu-
setzen. Die Aufnahme des Wirkstoffes erfolgt für 10 Jahre (bis 
31. Dezember 2011). Soweit zugelassene Pflanzenschutzmittel 
Lambda-Cyhalothrin als einzigen Wirkstoff enthalten, sind die 
Zulassungen bis 1. Januar 2006 zu überprüfen und dabei auf der 
Grundlage von Unterlagen, die die Anforderungen des Anhangs 
III der Richtlinie erfüllen, gemäß den einheitlichen Grundsätzen 
des Anhangs VI der Richtlinie 9 l/414/EWG zu bewerten und 
1) 39. Mitteilung siehe VERSCHWELE, A„ U. PINGEL und J.-R. LUNDEHN, 2001: 
Information zum Render-Projekt: Notifizierungen gemäß Artikel l 0 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 451/2000 (3. Stufe der EU-Altwirkstoffprlifung). Nach-
richtenbl. Deut. Ptlanzenschutzd„ 53 (4), S. 107. 
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falls erforderlich zu ändern oder gar zu wide1TUfen. Für Lambda-
Cyhalothrin sollen die Mitgliedstaaten nur Anwendungen als In-
sektizid zulassen und dem Anwenderschutz sowie den Rück-
ständen in Lebensmitteln und ihren akuten Auswirkungen be-
sondere Aufmerksamkeit widmen. Darüber hinaus sollen insbe-
sondere potenzielle Auswirkungen auf Wasserorganismen und 
Nichtzielarthropoden, einschließlich Bienen, berücksichtigt wer-
den. Es ist dafür zu sorgen, dass die Zulassungbedingungen ge-
gebenenfalls Risikominimierungsmaßnahmen umfassen. Der 
Beurteilungsbericht (Review Report) wurde durch den Ständi-
gen Ausschuss für Pflanzenschutz am 19. Oktober 2000 zum Ab-
schluss gebracht. Er kann vorzugsweise beim berichterstattenden 
Mitgliedstaat, Schweden, eingesehen werden. Die Biologische 
Bundesanstalt stellt den Beurteilungsbericht ohne die Hinter-
grunddokumente A, B und C in der Reihe „Berichte aus der Bio-
logischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft" als Band 
D der Folge „Rechtliche Regelungen der Europäischen Union zu 
Pflanzenschutzmitteln und deren Wirkstoffen" interessierten 
Dritten über den Saphir Verlag, Gutsstraße 15, D-38551 Ribbes-
büttel, Tel.: + 49 (0) 53 74/65 76, Fax: +49 (0) 53 74/65 77 gegen 
Erstattung der Unkosten zur Verfügung. 
2. Mit der Richtlinie 2000/80/EG wurden gleichzeitig im Inter-
esse der Klarheit und der Übersichtlichkeit die bisherigen Richt-
linien zur Aufnahme von Wirkstoffen in Anhang I der Richtlinie 
91/414/EWG in Form eines konsolidierten, tabellarischen An-
hangs I der Richtlinie zusammengefasst. Die betreffenden Richt-
linien (97173/EG; 98/4 7 /EG; 99/ l/EG; 99173/EG; 99/80/EG; 
2000/10/EG; 2000/49/EG; 2000/50/EG; 2000/66/EG; 
2000/67/EG und 2000/68/EG) werden teilweise aufgehoben. Die 
Pflichten der Mitgliedstaaten hinsichtlich der Umsetzungsfri sten 
und der Sonderbestimmungen bleiben unberührt. 
J.-R. LUNDEHN und H. KOHSIEK (Braunschweig) 
Entscheidungen der Europäischen Kom-
mission zu den neuen Wirkstoffen Beflu-
butamid, Bacillus subtilis, Flufenacet, Flu-
mioxazin sowie zu den „Altwirkstoffen" 
Lindan, Quintozen und Permethrin 
41. Mitteilung zur EU-Wirkstoffprüfung (Pflanzen-
schutzmittel) 1) - W 41 
Im Dezember 2000 wurden sechs weitere Entscheidungen der 
Europäischen Kommission gemäß Richtlinie 91/414/EWG des 
Rates für sieben Wirkstoffe, vier neue und drei alte, getroffen 
(Tabelle 1 ). 
1. Für zwei neue Wirkstoffe, Flufenacet und Flumioxazin, 
wurde die Möglichkeit eröffnet, bestehende vorläufige Zulas-
sungen um bis zu 12 Monate zu verlängern. 
2. Für die neuen Wirkstoffe Beflubutamid und Bacillus subtilis 
wurde die Vollständigkeit der eingereichten Dossiers grundsätz-
lich anerkannt. Dies ist gemäß Artikel 8 Abs. l der Richtlinie 
91/414/EWG des Rates eine der Voraussetzungen für eine vor-
läufige Zulassung von Mitteln mit diesen Wirkstoffen von höch-
stens drei Jahren. Der berichterstattende Mitgliedstaat, Deutsch-
land, muss der Kommission die Schlussfolgerungen seiner Prü-
fungen mit Empfehlungen zur Aufnahme bzw. Nichtaufnahme 
und etwaige diesbezügliche Bedingungen („Monographie") so 
bald wie möglich, spätestens jedoch innerhalb eines Jahres ab 
1) 40. Mitteilung siehe LUNDEHEN, J.-R., und H. KOHSIEK, 2001: Aufnahme 
von Lambda-Cyhalothrin in Anhang 1 der Richtlinie 91/4 l4/EWG des Rates 
sowie Änderung und Konsolidierung des Anhangs !. Nachrichtenbl. Deut. 
Ptlanzenschutzd., 53 (4). S. 107- 108. 
dem Zeitpunkt der Veröffentlichung der Entscheidung vorlegen. 
3. a) Nach Abstimmung im Ständigen Ausschuss für Pflanzen-
schutz am 13. Juli 2000 hat die Europäische Kommission am 20. 
Dezember 2000 entschieden, den Wirkstoff Lindan nicht in An-
hang I der Richtlinie 91/414/EWG des Rates aufzunehmen. Die 
Mitgliedstaaten haben innerhalb von sechs Monaten ab dem Da-
tum der Annahme dieser Entscheidung alle Zulassungen von 
Pflanzenschutzmitteln mit diesem Wirkstoff zu widerrufen bzw. 
aufzuheben. In Deutschland war bereits zum Zeitpunkt der Ent-
scheidung kein Pflanzenschutzmittel mit diesem Wirkstoff zuge-
lassen. 
Die Entscheidung fiel gegen den erklärten Willen des einzigen 
verbliebenen Antragstellers, C.LE.L. (Centre International D'E-
tudes Du Lindane). Die Entscheidung erfolgte auf der Grundlage 
des vom berichterstattenden Mitgliedstaates, Österreich, nach 
meh1jähriger Prüfung erstellten Bewertungsberichtes („Mono-
graphie"). Wie aus den Bewertungen der vorgelegten Informa-
tionen hervorging, kann nicht davon ausgegangen werden, dass 
Pflanzenschutzmittel mit diesem Wirkstoff unter den vorge-
schlagenen Anwendungsbedingungen allgemein die Anforde-
rungen gemäß Artikel 5 Absatz l Buchstaben a) und b) der Richt-
linie 91/414/EWG e1fi.illen, insbesondere im Hinblick auf die Si-
cherheit der Anwender, die möglicherweise Lindan-haltigen 
Pflanzenschutzmitteln ausgesetzt sind, sowie im Hinblick auf 
Verbleib und Verhalten des Wirkstoffes in der Umwelt und seine 
möglichen Auswirkungen auf Nichtzielorganismen. 
b) Nach Abstimmung im Ständigen Ausschuss für Pflanzen-
schutz am 13. Juli 2000 hat die Europäische Kommission am 27. 
Dezember 2000 entschieden, den Wirkstoff Quintozen nicht in 
Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG des Rates aufzunehmen. 
Die Mitgliedstaaten haben innerhalb von sechs Monaten ab dem 
Zeitpunkt des Erlasses dieser Entscheidung alle Zulassungen von 
Pflanzenschutzmitteln mit diesem Wirkstoff zurückzunehmen. 
Deutschland hatte sich bereits seit mehreren Jahren für ein Ver-
bot dieses Wirkstoffes eingesetzt. 
Die Entscheidung fiel, nachdem der Hauptantragsteller 
(Uniroyal Chemicals) der Kommission und dem berichterstat-
tenden Mitgliedstaat, Griechenland, mitgeteilt hatte, dass er 
künftig nicht mehr an dem Arbeitsprogramm für diesen Wirk-
stoff teilnehmen werde. 
Wie aus den Bewertungen der vorgelegten Informationen her-
vorgeht, wurde nicht nachgewiesen, dass Pflanzenschutzmittel 
mit Quintozen unter den vorgeschlagenen Anwendungsbedin-
gungen allgemein die Anforderungen gemäß Artikel 5 Absatz 1 
Buchstaben a) und b) der Richtlinie 9 l/414/EWG erfüllen, ins-
besondere im Hinblick auf die Sicherheit der Anwender und Ver-
braucher, die Quintozen potenziell ausgesetzt sind, sowie im 
Hinblick auf die Persistenz des Wirkstoffes in der Umwelt und 
seine möglichen Auswirkungen auf Nichtzielorganismen. 
c) Nach Abstimmung im Ständigen Ausschuss für Pflanzen-
schutz am 13. Juli 2000 hat die Europäische Kommission am 27. 
Dezember 2000 entschieden, den Wirkstoff Permethrin nicht in 
Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG des Rates auszunehmen. 
Die Mitgliedstaaten haben innerhalb von sechs Monaten nach 
Annahme dieser Entscheidung alle Anwendungen von Pflanzen-
schutzmitteln mit Permethrin zu widerrufen. Ausgenonunen sind 
Anwendungen von Pflanzenschutzmitteln mit Permethrin bei 
Jungpflanzen in der Forstwirtschaft. Diese sind bis spätestens 25. 
Juli 2003 zu widerrufen. Die Ausnahmeregelung erfolgte auf-
grund einer schwedischen Initiative, die den technischen Nach-
weis erbrachte, der darauf hindeutet, dass Permethrin weiterhin 
in begrenztem Umfang in der Forstwirtschaft eingesetzt werden 
kann, während nach wirksamen Ersatzstoffen geforscht wird, 
sofern geeignete Maßnahmen zur Risikobegrenzung getroffen 
werden. 
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Tab.1. 
Wirkstoff Entscheidungs-Nr. Amtsblatt der Europäischen Inhalt 
Common name Datum Gemeinschaften 
Flufenacet 2000/767/EG L 306 vom 7. Dezember 2000, Mitgliedstaaten können bestehende vorläufige 
(FOE 5043; früher 5. Dezember 2000 Seiten 34-35 Zulassungen für Pflanzenschutzmittel, die diese 
Fluthiamid) und Wirkstoffe enthalten, für einen Zeitraum von 12 Monaten 
Flumioxazin nach Erlass diese Entscheidung verlängern. 
Beflubutamid 2000/784/EG L 311vom12. Dezember 2000, Unter Berücksichtigung der vorgeschlagenen 
(UBH 820; UR 50601) 4. Dezember 2000 Seiten 47-48 Vewendungen erfüllten die eingereichten Unterlagen 
(„Dossiers") grundsätzlich die Anforderungen von 
Anhang II und - für mindestens ein Pflanzenschutzmittel, 
Bacillus subtilis, 2001/6/EG L 2 vom 5. Januar 2001, mittel das diesen Wirkstoff enthält - diejenigen von 
Stamm OST 713 12. Dezember 2000 Seiten 25-26 Anhang III der Richtlinie 91/414/EWG des Rates. 
(QRD 133 WP) 
Lindan 2000/801 /RG L 324 vom 21. Dezember 2000, Nichtaufnahme der Wirkstoffe in Anhang 1 der Richtlinie 
20. Dezember 2000 Seiten 42-43 91/414/EWG des Rates und Aufhebung der Zulassungen 
für Pflanzenschutzmittel mit diesen Wirkstoffen. 
Quintozen 2000/816/EG L 332 vom 28. Dezember 2000, 
27. Dezember 2000 Seiten 112-113 
Permethrin 2000/817 /EG L 332 vom 28. Dezember 2000, 
27. Dezember 2000 Seiten 114-115 
Die Entscheidung fiel, nachdem alle verbliebenen Antragsteller 
der Kommission und dem berichterstattenden Mitgliedstaat, Ir-
land, mitgeteilt hatten, dass sie an dem Arbeitsprogramm für die-
sen Wirkstoff nicht mehr teilnehmen wollen. 
Wie aus den erfolgten Bewertungen hervorging, wurde mit den 
übermittelten Informationen nicht nachgewiesen, dass Pflanzen-
schutzmittel mit Permethrin unter den vorgeschlagenen Anwen-
dungsbedingungen die Voraussetzungen gemäß Artikel 5 Absatz 
l Buchstaben a) und b) sowie Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b) der 
Richtlinie 9 l/414/EWG e1füllen. 
Der Wirkstoff wurde bis dahin in zahlreichen Mitgliedstaaten 
Die Abteilung „Pflanzengesundheit" der BBA teilt mit: 
lnspektionsbesuch des Lebensmittel- und 
Veterinäramtes (FVO) der Europäischen 
Kommission vom 5. bis 9. Juni 2000 in 
Deutschland zur Evaluierung des 
Pflanzengesundheitssystems im Bereich 
Kartoffeln 
Zur Erhaltung der Gesundheit von Kartoffeln gibt es verbindli-
che Pflanzenquarantäneregeln seit Ende der 60er Jahre (Kartof-
felkrebs, Kartoffelnematoden), die in den 90er Jahren um EG-
Richtlinien zur Bekämpfung von Bakterienkrankheiten (Bakteri-
elle Ringfäule, Schleimkrankheit) ergänzt worden sind. Zusätz-
lich gibt es in der Quarantäne-Richtlinie 2000/29/EG zu Kartof-
feln weitere Vorschriften, die die Gesundheit der Kartoffelpro-
duktion gewährleisten sollen. 
Das EG-Pflanzenschutzinspektorat (FVO) führt derzeit in al-
len Mitgliedstaaten Evaluierungen des Pflanzenquarantänekon-
trollsystems im Bereich Kartoffeln durch. Vor der Reise nach 
Deutschland waren bereits 4 andere Mitgliedstaaten überprüft 
worden. Für Deutschland war es nicht die erste Inspektion im Be-
reich Kartoffeln, bereits 1996 und 1998 besuchte das Inspektorat 
mehrere Bundesländer in Deutschland wegen des Auftretens der 
Bakteriellen Ringfäule und Schleimkrankheit der Kartoffel. Die 
Inspektion im Juni le tzten Jahres unterschied sich jedoch we-
sentlich von den vorangegangenen. Das Ziel der Inspektion war 
nicht nur allein auf die Bekämpfung der beiden Quarantänebak-
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zum Teil breit angewendet. Auch die betreffenden zulässigen An-
wendungen in Deutschland sind nach dieser Entscheidung zu wi-
derrufen. Die gegebenenfalls gemäß Artikel 4 Absatz 6 der 
Richtlinie 91/414/EWG von den Mitgliedstaaten eingeräumte 
Frist für die Beseitigung, Lagerung, Vermarktung und Anwen-
dung der bestehenden Lagervorräte muss so kurz wie möglich 
sein und darf höchstens 18 Monate ab dem Zeitpunkt des Erlas-
ses dieser Entscheidung betragen. Für die Anwendungen bei 
Jungpflanzen im Forst muss die Frist spätestens am 31. Dezem-
ber 2003 enden. 
J .-R. LUNDEHN und H. KOHS!EK (Braunschweig) 
teriosen der Kartoffel gerichtet, sondern umfasste einerseits die 
rechtliche Umsetzung aller die Kartoffeln betreffenden EG-
Richtlinien, die Arbeitsfähigkeit und Effektivität der amtlichen 
Pflanzenschutzdienste der Länder, deren Koordinierung, Finan-
zierung und Qualifizierung sowie die Validierung von offiziellen 
Darstellungen durch persönliche Gespräche mit Landwirten so-
wie Wirtschaftsbeteiligten. Die Kontrollgruppe bestand aus 5 
Personen, darunter 2 Inspektoren des EG-Pflanzenschutzinspek-
torates und 2 nationalen Experten (Dänemark, Italien). 
In Vorbereitung der Reise war erstmals ein umfangreicher Fra-
gebogen des lnspektorates vorgelegt worden und zu bearbeiten. 
Inhaltliche Schwerpunkte waren wirtschaftliche und statistische 
Informationen, wie z. B. Angaben zur inländischen Erzeugung, 
zu Ein- und Ausfuhren, Angaben zur Züchtung und Vermehrung 
von Pflanzgut, zu Produktionsmethoden, umfassende Informa-
tionen zum Pflanzengesundheitssystem (z. B. Organisations-
struktur, Personal- und Finanzkapazität, Krisenmanagement), 
zur Laborkapazität und dessen Qualitätssicherung. Darüber hin-
aus wurden Vollzugsmaßnahmen, Öffentlichkeitsarbeit, Rück-
veifolgbarkeit festgestellten Befalls eines Schadorganismus so-
wie die Bewertung der Befallslage in Bezug auf alle Quarantä-
neschadorganismen der Kartoffel erfasst. Die Beantwortung des 
umfangreichen Fragebogens erfolgte in enger Zusammenarbeit 
mit den Pflanzenschutzdiensten der Länder unter Federführung 
der BBA und wurde vor dem Besuch vol lständig und rechtzeitig 
beantwortet (ca. 100 Seiten). 
Die Reise selbst wurde auf Wunsch des Inspektorates auf die 
Bundesländer Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Bayern 
begrenzt. Grund hierfür war einerseits die Bedeutung des Kar-
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toffelanbaus in Niedersachsen und Bayern und das in den letzten 
Jahren festgestellte Auftreten der Bakteriellen Ringfäule der 
Kartoffel (Clavibacter 111ichiga11ensis ssp. sepedo11icus) und an-
dererseits die im Jahl'e 1999 zunehmenden Beanstandungen von 
Kartoffellieferungen aus Nordrhein-Westfalen in anderen Mit-
gliedstaaten wegen Befalls mit diesem Quarantäneschadorganis-
mus. 
Die Inspektion verlief in einer sehr sachlichen, problem-
und lösungsorientierten sowie offenen Atmosphäre. Die In-
spektoren hinte1fragten sehr detailliert die von den Pflanzen-
schutzdiensten und Behörden dargestellten Ergebnisse. In allen 
bereisten Bundesländern wurde die Gesamtsituation im Kar-
toffelbereich überp1üft, gleichwohl wurden verschiedene 
Schwerpunkte gesetzt. So stand in Niedersachsen die Befalls-
situation bezüglich Clavibacter michiganensis ssp. sepedo11i-
cus und der Kartoffelnematoden (Globodera pallida, Globo-
dera rostochiensis) im Vordergrund, in Bayern der Umgang 
mit dem Kartoffelkrebs (Sy11chytri11111 e11dobioticu111 ) und der 
Schleimkrankheit der Kartoffel (Ralstonia sola11acearu111) und 
in Nordrhein-Westfalen die Ursachen für die vermehrten Be-
anstandungen von deutschen Kartoffelsendungen im Ausland 
sowie Lösungsansätze für eine Verbesserung der Rückverfol-
gung zum Befallsursprung. 
In allen 3 Bundesländern wünschten die Inspektoren, abwei-
chend bzw. zusätzlich zum vorgesehenen Progranun, von ihnen 
im Vorfeld ausgewählte betroffene Betriebe kurzfristig zu besu-
chen. Durch großes Engagement der Pflanzenschutzdienste und 
Bereitschaft der Landwirte und Betriebe konnte diesen Wün-
schen entsprochen werden. 
Anders als in den bisher durchgeführten Kontrollen bewertete 
das Pflanzenschutzinspektorat das phytosanitäre System im Be-
reich Kartoffeln in Deutschland insgesamt als sehr positiv. Diese 
Beurteilung schlägt sich im Bericht des Pflanzenschutzinspekto-
rates über diese Reise nieder. In den Schlussfolgerungen wird 
u.a. hervorgehoben, dass die technische Koordination der Pflan-
zenschutzaktivitäten in Deutschland effektiv ist. Hierzu dürften 
entscheidend die in den letzten Jahren wesentlich verbesserte Zu-
sammenarbeit und Transparenz zwischen den verantwortlichen 
Pflanzenschutzdiensten der Länder, der BBA und des Bundes-
ministeriums für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirt-
schaft (BMVEL) sowie die Leitlinie zur Bekämpfung der Bakte-
riellen Ringfäule der Kartoffel ( 1) beigetragen haben. Die nur 
schleppende Umsetzung von EU-Richtlinien in nationales Recht 
wurde bemängelt, z. B. ist die EU-Ratsrichtlinie 98/57/EG zur 
Bekämpfung der Schleimkrankheit der Kartoffel noch nicht um-
gesetzt. Allerdings wurde anerkannt, dass in den Ländern durch-
aus rechtl.iche Möglichkeiten zur Anwendung von Bekämp-
fungsmaßnahmen bestehen. 
Aus Sicht des EG-Pflanzenschutzinspektorates blieben nur 
wenige zu klärende Fragen. Es wurde empfohlen, dass in Nord-
rhein-Westfalen die Untersuchungen zum Vorkommen von Cla-
vibacter 111ichiga11e11sis ssp. sepedonicus in Speise- und Wirt-
schaftskartoffeln intensiviert werden. Des Weiteren wurde emp-
fohlen, in Nordrhein-Westfalen und Bayern das System zur 
Rückverfolgung festgestellten Befalls in Speisekartoffeln zu ver-
bessern. 
Deutschland hat der Kommission bis zum 31. März 200 l über 
entsprechende Aktivitäten zu berichten. 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass die befürchteten zu-
sätzlichen restriktiven Maßnahmen anderer Mitgliedstaaten ge-
gen Kartoffeln aus Deutschland wegen der Gefährdung durch 
Clavibacter michiganensis ssp. sepedonicus aufgrund der Trans-
parenz, der offenbar überzeugenden Berichterstattung und dem 
gut abgestimmten Kontrollsystem in den Ländern bisher vermie-
den werden konnte, obwohl Deutschland in der Europäischen 
Gemeinschaft die meisten Befallsfeststellungen in der Kartoffel-
produktion zu verzeichnen hat. 
(l) Bekanntmachung der Leitlinie zur Durchführung von Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Bakteriellen Ringfäule der Kartoffel in 
Deutschland vom 8. Oktober 1999. In: Bundesanzeiger Nr. 209 vom 
5. Nov. 1999, S. 18397 
PETRA MÜLLER und J.-G. UNGER 
Abteilung für nationale und internationale 
Angelegenheiten der Pflanzengesundheit der BBA 
(Kleinmachnow und Braunschweig) 
EPPO-Ad hoc Panel on the Phytosanitary 
Risks of Composted Organic Waste, 
28./29. November 2000 in Göttingen 
Die Behandlung des Themas durch die European and Mediterra-
nean Plant Protection Organization (EPPO), angeregt durch die 
Biologische Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft (BBA), 
war auf der EPPO-Working Party on Phytosanitary Regulations 
im Jahr 2000 beschlossen worden. Unter fachlicher und organi-
satorischer Beteiligung der BBA fand die Arbeitsgruppe (Ad hoc 
Panel) unter Vorsitz der EPPO im Institut für Pflanzenpathologie 
und Pflanzenschutz der Universität Göttingen statt, da hier in den 
letzten Jahren Forschungsprojekte zur Hygiene bei der Bioab-
fallkompostierung hinsichtlich phytopathogener Organismen 
durchgeführt worden sind. 
Experten aus den Bereichen Phytopathologie und Kompostie-
rung aus Litauen, Norwegen, Schweden, der Schweiz, dem Ver-
einigten Königreich und aus Deutschland nahmen teil. Das Ad 
hoc Panel sollte feststellen, ob Risiken für die Pflanzengesund-
heit bestehen und ob ggf. eine weitere Bearbeitung und Leitlinien 
durch die EPPO e1forderlich sind. 
Um die praktischen Aspekte der Kompostierung und der 
Durchführung von Phytohygieneprüfungen näher kennen zu ler-
nen, besuchten die Teilnehmer im Rahmen des Panels das Göt-
tinger Kornpostwerk und die Fa. Plancotec in Neu-Eichenberg. 
Das Kompostwerk behandelt Grünabfälle und die „Biotonne" 
aus Göttingen und Kassel. Es handelt sich um eine geschlossene 
Anlage (Tunnelkompostierung), in der die für die Hygienisie-
rung e1forderliche Temperatur durch Selbsterhitzung der organi-
schen Ausgangsstoffe erreicht wird. Im Göttinger Kornpostwerk 
wird überwiegend Frischkompost erzeugt, der an Landwirte in 
der Region abgegeben wird. Bei der Fa. Plancotec wurden die 
Teilnehmer über dort durchgeführte Phytohygieneprüfungen in-
formiert, die nach Bioabfallverordnung verpflichtend oder auf 
der Grundlage von RAL-Gütebestimmungen freiwillig durchzu-
führen sind. Ferner berichtete eine Mitarbeiterin über ihre aktu-
ellen Forschungsergebnisse zur Phytohygiene aus dem Bereich 
der Anaerobanlagen. 
Die Arbeitsgruppe tauschte zunächst Informationen über den 
Stand der Technik der Kompostierung und anaeroben Vergärung 
von organischen Abfällen und deren Verwertung in Landwirt-
schaft, Gartenbau und Forstwirtschaft aus. In allen beteiligten 
Staaten besteht die Tendenz, in den EG-Staaten sogar die Ver-
pflichtung, ab dem Jahr 2005 organische Abfälle nicht mehr auf 
Mülldeponien abzulagern. Mit Ausnahme von Litauen, wo orga-
nische Abfälle verbrannt werden, wird in allen anderen Staaten 
der Kompostierung bzw. anaeroben Behandlung zur Hygienisie-
rung des Abfalls mit dem Ziel der Verwertung im Pflanzenbau 
der Vorzug gegeben. 
In Skandinavien, Deutschland und der Schweiz gibt es ge-
trennte Sammlungen für organische Haushaltsabfälle (Bio-
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tonne). Der Inhalt der Biotonne wird zusammen mit Grünabfäl-
len aus Gärten, Parks und Gartenbaubetrieben sowie geringen 
Ante ilen gewerblicher organischer Abfälle zu Kompost verar-
beitet oder je nach Behandlungstechnik auch als Flüssigdünger 
in der Landwirtschaft eingesetzt. Im Vereinigten Königreich 
wird nur Grünabfall kompostiert. Eine getrennte Sammlung or-
ganischer Haushaltsabfälle wird dort derzeit nicht durchgeführt, 
erwartet wird allerdings innerhalb weniger Jahre ein zehnmal 
höheres Grünabfallaufkommen als bisher. Die anteilsmäßige 
Verwertung des erzeugten Komposts in verschiedenen Anwen-
dungsbereichen ist in allen Staaten ähnlich. Für Deutschland 
wurden in 1999 folgende Anwendungsbereiche und -anteile er-
mittelt: Rekultivierungsmaßnahmen (ca. 27 % ), Landwirtschaft 
(ca. 25%), Hobbygartenbau (ca. 10 %), Substraterdenwerke für 
den Erwerbsgartenbau (ca. 8 % ), Sonderkulturen (ca. 7 % ), Er-
werbsgartenbau (ca. 6 %). 
Von den teilnehmenden Staaten werden primär Tests des Kom-
posts im Hinblick auf Human-. bzw. Veterinärhygiene durchge-
führt . In Deutschland erfolgen darüber hinaus auf der Grundlage 
der Bioabfallverordnung Prüfungen zur Hygiene bzgl. phytopa-
thogener Organismen. Die skandinavischen Staaten erarbeiten 
zur Zeit Vorgaben für die Kompostierung, die ebenfalls Prüfun-
gen bzgl. phytopathogener Organismen enthalten sollen. 
Nach einem Informationsaustausch über das vorhandene Wis-
sen zu phytosanitären Risiken bei der Kompostierung wurde fol-
gendes Resümee gezogen: 
a) Besondere Widerstandskraft gegenüber einem Abbau bei der 
Kompostierung bewiesen Kartoffelzystennematoden (norwe-
gischer Bericht), Plasmodiophora brassicae und Tabak-Mo-
saic-Virus (TMV). 
b) Suboptimale Bedingungen bei der Kompostierung hinsicht-
lich Temperatur, Feuchtegehalt und pH-Wert begünstigen die 
Überlebensfähigkeit von Phytopathogenen im Kompost. 
Ohne Einhaltung von bestimmten Mindestanforderungen ist 
allgemein keine ausreichende Hygienisierung zu erwarten. 
c) Zu Anaerobanlagen gibt es bzgl. der Phytohygiene bisher nur 
wenige wissenschaftliche Untersuchungen, die aber zeigen, 
dass die Verfahren zur Überprüfung der Hygienisierungsleis-
tung an die spezielle Anaerobtechnik angepasst werden müs-
sen. Bei mesophilen Anaerobanlagen wurde eine unzurei-
chende Abtötung von phytopathogenen Organismen festge-
stellt. 
d) Es bestehen Zweifel an der ausreichenden Hygienisierung 
von Frischkompost, der zum Zeitpunkt der Ausbringung in 
der Landwirtschaft nur eine geringe Rottestufe erreicht hat. 
Frischkompost spielt für die Ausbringung in der Landwirt-
schaft und im Rahmen von Rekultivierungsmaßnahmen eine 
große Rolle . 
Es wurde vereinbart, die EPPO-Working Party im kommenden 
Jahr über die identifizierten Risiken zu informieren und die Ein-
richtung eines befristeten Panels vorzuschlagen, das Empfehlun-
gen im Hinblick auf phytohygienische Aspekte bei der Kompo-
stierung erarbeiten soll. 
MAGDALENE PIETSCH 
Abteilung für nationale und internationale Angelegenheiten 
der Pflanzengesundheit der BBA (Braunschweig) 
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Aus dem Vorwort 
Mit der vorliegenden Ergänzungsliefernng wird das Werk auf den 
Rechtsstand vorn 15. Oktober 2000 gebracht. Die Ergänzungslieferung 
berücksichtigt sowohl bei dem pesetzestext des Chemikaliengesetzes 
(Nr. l) als auch bei der Kommentierung (Nr. 2) die Ändernngen vom 
20. 7. 2000. Anderungen erfahren hat auch die Gefahrstoffverordnung 
(Nr. 3/ 13-1 ), das Lebensmittel- und Bedarfgegenständegesetz (Nr. 511) 
sowie das Arzneimittelgesetz (Nr. 6/ 1) und das Gesetz über den Verkehr 
mit Betäubungsmitteln (Nr. 6/10). Die gesetzgeberische Berichtigung 
wurde eingearbeitet in das Atomgesetz (Nr. 7/13). 
Für das Bundesland Brandenburg ist aufmerksam zu machen auf die 
Neuaufnahme des Runderlasses über die Entsorgung von besonders 
überwachungsbedürftigen Abfällen, die bei der Beräumung von Hava-
rien anfallen (Nr. 13 A/10). Das Bundesland Bremen hat Anderungen in 
Kraft gesetzt der Bekanntmachung über die nach dem Chemikalienge-
setz zuständigen Behörden (Nr. 14/2). Geändert wurde die Landesver-
ordnung über die Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Immissions- und 
Strahlenschutzes (Nr. 19/3) des Bundeslandes Rheinland-Pfalz. Ebenso 
Änderungen erfahren hat die Verordnung des Sächsischen Staatsmini-
steriums für Umwelt nnd Landesentwicklung über die Zuständigkeiten 
zum Vollzug atom- und strahlenschutzrechtlicher Vorschriften (Nr. 20 
A/5) des Bundeslandes Sachsen. 
Neu aufgenommen wurden auch die Verordnung über Zuständigkei-
ten des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, des Benzinbleigesetzes und 
der aufgrund dieser Gesetze ergangenen Verordnungen (Nr. 20 A/6), die 
Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums für Umwelt und Land-
wirtschaft über Zuständigkeiten bei der Durchführung abfallrechtlicher 
und bodenschutzrechtlicher Vorschriften (Nr. 20 A/7) sowie der Verord-
nung des Sächsischen Staatsministeriums für Umwelt und Landwirt-
schaft über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (Nr 
20 A/8). 
WOHLERS, ANTJE, T. KowoL, D. DUJESIEFKEN: Pilze bei der Baumkon-
trolle. Erkennen wichtiger Arten an Straßen- und Parkbäumen. Tha-
lacker Medien, Braunschweig, 2000. 64 S., 95 Farbabb., geb.,€ 10/DM 
19,56. lSBN 3-87815-167-5. 
Mit dem neu erschienenen Büchlein verfolgen die Autoren das Ziel, das 
Bestimmen der am häufigsten an Park- und Straßenbäumen auftretenden 
holzzerstörenden Pilze zu erleichtern. Hierfür haben sie fast einhundert 
charakteristische Farbbi !der zusammengestellt und diese in einen knap-
pen Text mit zusätzlichen makroskopischen differentialdiagnostischen 
Angaben eingebunden. 
Nach einer kurzen Einleitung und einigen wenigen allgemeinen An-
gaben zum Auftreten von Pilzen an Bäumen sowie nach grundsätzlichen 
Anmerkungen zur Holzzersetzung und zum Vorkommen holzzerstören-
der Baumpilze ist mit etwa 50 Seiten der Hauptteil des Büchleins der Be-
schreibung der einzelnen Pilzarten gewidmet. Die Einteilung richtet sich 
dabei nach dem mit dem Besiedlungsverhalten korrelierten Erscheinen 
der Fruchtkörper in starnrnbürtige und wurzelbürtige Fäuleerreger, 
einschließlich weniger separat aufgeführter intermediärer Arten. Die 
Pilze werden in alphabetischer Reihenfolge ihrer deutschen Namen be-
handelt, und zwar entsprechend einem einheitlichen Muster: Nach den 
Angaben zum Vorkommen folgt eine ausführliche Beschreibung der 
Fruchtkörper, Hinweise zu Verwechselungsrnöglichkeiten sowie eine 
abschließende Wertung unter der Überschrift „Holzabbau und Bedeu-
tung". Bemerkenswert und positiv zu beurteilen ist die Tatsache, dass 
nicht nur nach ästhetischen Gesichtspunkten ausgewählte Fruchtkörper, 
sondern teilweise auch deren Entwicklungs-Sukzessionen und darüber 
hinaus einige charakteristische Baumreaktionen abgebildet werden. 
Mit der bewussten Beschränkung auf 17 der wichtigsten Baumpilze 
und auf die Darstellung ausschließlich makroskopischer Merkmale kann 
und will die Neuerscheinung nicht mit umfassenderen Werken über 
Baumpilze konkurrieren. Diesbezüglich wird mit einer Zusammenstel-
lung auf weiterführende Literatur verwiesen. Dennoch wird mit der Neu-
erscheinung durchaus eine Lücke geschlossen. Der praktisch orientierte 
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Baumsachverständige findet ohne umfassende mykologische Vorkennt-
nisse einen guten und leichten Einstieg in die Thematik. Er wird das mit 
robustem Einband versehene preiswerte Büchlein im Hosentaschenfor-
mat sicher gern vor Ort konsultieren. A. WULF (Braunschweig) 
Bundesnaturschutzrecht - Kommentar und Entscheidungen. Kom-
mentar zum Bundesnaturschutzgesetz. (BNatSchG), Vorschriften und 
Entscheidungen. Begr. von Dr. A. BERNATZKY und 0. BöHM. Fortgef. 
von Dr. K. MESSERSCHMIDT und J. SCHUMACHER. Loseblattwerk in 3 
Ordnern. Mit CD-ROM. C. F. Müller, Hüthig Fachverlage, Heidelberg. 
ISBN 3-8114-3870-0. 
Der Kommentarteil gibt Antworten auf nahezu alle Fragen, die sich auf 
dem Gebiet des Natur-, Landschafts- und Artenschutzes, insbesondere 
im Hinblick auf den internationalen Handel mit geschützten Arten, er-
geben können. Er bietet allen Behörden, die sich mit den geltenden Vor-
schriften zu befassen haben, wertvolle Hilfen und Anregungen. 
Band 3 des Loseblattwerkes trägt die wichtigsten Entscheidungen des 
Naturschutzrechts zusammen und präsentiert diese in einer systemati-
schen Anordnung. Die beiliegende CD-ROM ermöglicht eine komforta-
ble Volltextrecherche innerhalb der Entscheidungssammlung. 
Das Werk stellt einen wichtigen Ratgeber dar für die Gemeinden, de-
nen die Aufgabe der Landschaftsplanung obliegt, für Naturschutz-, Was-
ser- und Straßenbaubehörden, Polizeibehörden sowie alle Stellen. die 
mit der Anwendung des Bußgeldrechts betraut sind, für Rechtsanwälte 
und Gerichte. 
39. Ergänzungslieferung, Oktober 2000, 214 S„ ISBN-3-8114-1128-4. 
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40. Ergänzungslieferung, Dezember 2000, 225 S„ ISBN-3-8114-
1129-2. 
Aus dem Vorwort 
Die Kommentierung des besonderen Flächenschutzes wird mit Erläute-
rungen zu § 13 BNatSchG (Naturschutzgebiet) fortgesetzt. Die an-
gekündigte Novellierung des Gesetzes mit einer „Modernisierung" auch 
des Schutzgebietsteils rechtfertigt kein weiteres Zuwarten, erfordert aber 
gegebenenfalls eine Aktualisierung im Rahmen der Neukommentierung. 
Soweit sich Rechtsprobleme der Novelle abzeichnen, kann darauf frei-
lich schon heute hingewiesen werden (Stichwort: Entwicklungsprinzip). 
Im Vorsehriftenteil sticht die nach größeren Anderungen erfolgte Neu-
bekanntmachung des Landschaftsgesetzes von Nordrhein-Westfalen 
vom 21. 7. 2000 (Anhang B VIIII l) hervor. Geringfügige Änderungen 
waren beim Bremer Naturschutzgesetz (Anhang B IV 1) einzuarbeiten. 
Hinzuweisen ist außerdem auf die bayerische Verordnung über Aus-
gleichszahlungen vom 18. 7. 2000 (Anhang B II 2.1.5). 
Wieder aufgenommen in die Sammlung wurden die in der Vergan-
genheit wegen zu kurzer Laufzeiten nicht mehr berücksichtigten Kor-
moranverordnungen, nachdem diesen doch wieder eine etwas längere 
Lebensdauer vergönnt ist (Anhänge B II 3.7.5 und B XIII 3.5). Anläss-
lich aktueller Neubekanntmachungen fanden aus dem Bereich des Ar-
tenschutzrechts ferner die Listen der Zollstellen (Anhang C 5.1; vormals 
Anhang A 11) und der anerkannten sachverständigen Stellen und Perso-
nen für die Ein- und Ausfuhr von geschützten Tieren und Pflanzen (An-
hang C 5.2; vormals Anhang A 10) den Weg zurück in die Sammlung. 
Neu ist schließlich das Behördenverzeichnis i. S. von Art. IX Abs. 1 CI-
TES bzw. Art. 13 Abs. 1 VO/EG Nr. 338/97, das in Auszügen abgedruckt 
wird (Anhang C 3.5). ~ ~ 
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Zur Erinnerung an Prof. Dr. Wolfgang 
Gerlach 
Der ehemalige Leiter des Institutes für Mikrobiologie der Biologischen 
Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft (BBA) und ständige Ver-
treter des Präsidenten in Berlin Prof. Dr. WoLFGANG GERLACH ist am 10. 
Mai 2000 kurz nach Vollendung seines 78. Lebensjahres nach schwerer 
Erkrankung gestorben. 
Bei aller Trauer, die uns befallen hat, dürfen wir dankbar sein, an der 
Seite eines solchen Freundes, Kollegen und Wissenschaftlers gearbeitet 
und an seinen Erfolgen teilgenommen zu haben. Sein Grab liegt auf dem 
Friedhof Dahlem Dorf, \vo auch der Altmeister der Phytopathologie, Ge-
heimrat Prof. Dr. mult. Orro APPEL seine letzte Ruhe gefunden hat. 
Prof. GERLACH hat in seinem Beruf, insbesondere als Mykologe und 
Phytomediziner eine Lebensaufgabe gefunden und Erfolge aufzuweisen, 
die in der BBA, in Deutschland und bei vielen Wissenschaftlern der Welt 
eine herausragende Anerkennung gefunden haben. 
Geboren wurde WOLFGANG GERLACH am 22. April 1922 in 
Plauen/Sachsen. Familie, Elternhaus, Schule, fünf Jahre an der Frontei-
nes grausamen Krieges, gartenbauliche Praxis, Studium des Gartenbaus 
unter schwierigsten Bedingungen, Promotion mit Auszeichnung und 
schließlich seine wissenschaftliche Arbeit in leitender Funktion sowie 
sein Wirken als Dozent an der Fakultät für Landbau an der TU Berlin mit 
Betreuung von Doktoranden und Gastwissenschaftlern haben ihn ge-
prägt. Präsident Prof. Dr. mult. HARALD RICHTER hatte schon während 
der Studienzeit GERLACHS wissenschaftliche Fähigkeiten erkannt und 
ihm einen Arbeitsplatz zur Anfertigung einer Doktorarbeit angeboten 
und ihn anschließend am Institut für Mykologie fest angestellt. 
1954 begann für W. GERLACH eine sehr fruchtbare Tätigkeit auf dem 
Gebiet der Erforschung pilzlicher Krankheitserreger, insbesondere bei 
der Aufklärung ätiologisch unklarer Pflanzenkrankheiten. Seine syste-
matische, präzise und ausdauernde Arbeitsweise prädestinierte ihn zum 
Taxonomen. Der Aufbau einer Mykothek, einer Sammlung von Pilzbe-
schreibungen am Institut für Mykologie und aller Pilznamen, die von 
1920 bis 1939 neu eingeführt wurden mit teilweiser Fortsetzung, gehört 
zu seinen besonderen Leistungen, die auch künftig ihre Bedeutung be-
halten werden. WOLFGANG GERLACH hat daneben sehr bald die ihm über-
tragenen Leitungsaufgaben mit ausgeprägter Verantwortung, Gewissen-
haftigkeit und großer Bereitschaft zur Zusammenarbeit auf wissen-
schaftlicher und praxisbezogener Ebene wahrgenommen. Er gehörte zu 
denen, die nach dem Krieg als Schlussfolgerung aus der Kriegserfahrung 
mit ganzer Kraft, mutig und fleißig zugepackt haben, um unser Land 
wieder aufzubauen, die Grundlagen für den heutigen Wohlstand zu 
schaffen, Freiheit, Demokratie und Frieden zu sichern. 
Bei der Verabschiedung in den Ruhestand sind seine Leistungen in 
dieser Zeitschrift (Bd. 34. 1982, 175- 176) eingehender gewürdigt wor-
den. Die Folgen einer Kriegsverwundung und Erkrankungen haben Prof. 
GERLACH in den letzten Lebensjahren an das Haus gebunden. Er hatte 
das große Glück, eine Frau an seiner Seite zu haben, die während des 
Studiums mitverdiente und ihm später volles Verständnis für seine Ar-
beit gezeigt hat. Besonders in den letzten Lebensjahren hat sie ihren Ehe-
mann aufopfernd und liebevoll gepflegt. Deshalb schulden wir auch Frau 
JOHANNA GERLACH unseren besonderen Dank und Anerkennung. Ihr, 
ihren Söhnen mit Familien und Angehörigen gilt unsere herzlicl~e An-
teilnahme. 
Prof. Dr. WOLFGANG GERLACH wird bei seinen Mitarbeitern, seinen 
Kollegen und Freunden, weit über die Grenzen der Biologischen Bun-
desanstalt hinaus, in ehrenvoller und dankbarer Erinnerung bleiben. 
G. SCHUHMANN (B~aunschweig) 
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